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Arbeitshilfe Aufenthaltsrecht 

 
Die geplanten Änderungen durch den 
Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht 
(Geordnete-Rückkehr-Gesetz) des BMI vom Februar 
2019 in AufenthG, AufenthV, FamFG, AsylG, AsylbLG, 
VwGO und StPO.  



Die Änderungen im Aufenthaltsgesetz sind rot und fett bzw. rot und durchgestrichen.  
 

Art. 1 GE Änderungen im AufenthG 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) – (4) unverändert 
(5) Schengen-Staaten sind die Staaten, in denen folgende Rechtsakte in vollem Umfang 
Anwendung finden:  

1. Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 
1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 19), 
2. die Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
9. März 2016 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen 
durch Personen (ABl. L 77 vom 23.3.2016, S. 1 ) und 
2. die Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 
Personen (ABl. L 105 vom 13.4.2006, S. 1) und 
3. die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 
Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (ABl. L 243 vom 15.9.2009, S. 1). 

(6) – (13) unverändert 
(14) Konkrete Anhaltspunkte im Sinne von § 62 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 können sein:  

1. der Ausländer hat sich bereits in der Vergangenheit einem behördlichen Zugriff 
entzogen, indem er seinen Aufenthaltsort trotz Hinweises auf die Anzeigepflicht nicht nur 
vorübergehend gewechselt hat, ohne der zuständigen Behörde eine Anschrift anzugeben, 
unter der er erreichbar ist, 
2. der Ausländer täuscht über seine Identität, insbesondere durch Unterdrückung oder 
Vernichtung von Identitäts- oder Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen 
Identität, 
3. der Ausländer hat gesetzliche Mitwirkungshandlungen zur Feststellung der Identität 
verweigert oder unterlassen und aus den Umständen des Einzelfalls kann geschlossen 
werden, dass er einer Abschiebung aktiv entgegenwirken will, 
4. der Ausländer hat zu seiner unerlaubten Einreise erhebliche Geldbeträge an einen 
Dritten für dessen Handlung nach § 96 aufgewandt, die für ihn nach den Umständen derart 
maßgeblich sind, dass darauf geschlossen werden kann, dass er die Abschiebung 
verhindern wird, damit die Aufwendungen nicht vergeblich waren, 
5. der Ausländer hat ausdrücklich erklärt, dass er sich der Abschiebung entziehen will, 
5a. von dem Ausländer geht eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder 
bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus oder 
6. der Ausländer hat, um sich der bevorstehenden Abschiebung zu entziehen, sonstige 
konkrete Vorbereitungshandlungen von vergleichbarem Gewicht vorgenommen, die nicht 
durch Anwendung unmittelbaren Zwangs überwunden werden können. 

(14) (15) Soweit Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 
29.6.2013, S. 31), der die Inhaftnahme zum Zwecke der Überstellung betrifft, maßgeblich ist, 
gelten § 62 Absatz 3 Satz 2 und 3 die in Absatz 14 genannten Anhaltspunkte entsprechend als 
objektive Kriterien für die Annahme einer Fluchtgefahr im Sinne von Artikel 2 Buchstabe n der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013. Ein entsprechender Anhaltspunkt kann auch gegeben sein, wenn 
der Ausländer einen Mitgliedstaat vor Abschluss eines dort laufenden Verfahrens zur 
Zuständigkeitsbestimmung oder zur Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz verlassen 
hat und die Umstände der Feststellung im Bundesgebiet konkret darauf hindeuten, dass er den 



zuständigen Mitgliedstaat in absehbarer Zeit nicht aufsuchen will. Auf das Verfahren auf 
Anordnung von Haft zur Überstellung nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 finden die 
Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit § 62 Abs. 3 Satz 2 und 3 entsprechend Anwendung, soweit das 
Verfahren in der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 nicht abweichend geregelt ist. 

§ 3 Passpflicht 

(1) Ausländer dürfen nur in das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten, wenn sie einen 
anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen, sofern sie von der Passpflicht nicht 
durch Rechtsverordnung befreit sind. Für den Aufenthalt im Bundesgebiet ist ein Ausländer, 
der keinen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzt, zur Erfüllung der 
Passpflicht selbst verpflichtet, einen solchen zu erlangen (Passbeschaffungspflicht). Er hat 
dazu alle zumutbaren Handlungen vorzunehmen; es obliegt dem Ausländer die Erfüllung 
dieser Verpflichtung glaubhaft zu machen. So lange die Passpflicht nicht zumutbar erfüllt 
werden kann, wird sie für den Aufenthalt im Bundesgebiet durch Besitz eines 
Ausweisersatzes nach § 48 Absatz 2 erfüllt. Für den Aufenthalt im Bundesgebiet erfüllen sie die 
Passpflicht auch durch den Besitz eines Ausweisersatzes (§ 48 Abs. 2). 
(2) Das Bundesministerium des Innern oder die von ihm bestimmte Stelle kann in begründeten 
Einzelfällen vor der Einreise des Ausländers für den Grenzübertritt und einen anschließenden 
Aufenthalt von bis zu sechs Monaten Ausnahmen von der Passpflicht zulassen. 

§ 4 unverändert 

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen 

(1) – (3) unverändert 
(4) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels ist zu versagen, wenn ein Ausweisungsinteresse im Sinne 
von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 besteht oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a 
erlassen wurde. 

§§ 6 – 10 unverändert  

 

§ 11 Einreise- und Aufenthaltsverbot 

(1) Gegen einen Ausländer, der ausgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben wird, ist 
ein Einreise- und Aufenthaltsverbot zu erlassen. Der Ausländer darf weder erneut in das 
Bundesgebiet einreisen, noch sich darin aufhalten, noch darf ihm, selbst im Falle eines 
Anspruchs nach diesem Gesetz, ein Aufenthaltstitel erteilt werden. 
Ein Ausländer, der ausgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben worden ist, darf weder 
erneut in das Bundesgebiet einreisen, noch sich darin aufhalten, noch darf ihm, selbst im Falle 
eines Anspruchs nach diesem Gesetz, ein Aufenthaltstitel erteilt werden (Einreise- und 
Aufenthaltsverbot). 
(2) Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist von Amts wegen zu befristen. Die Frist beginnt mit der 
Ausreise. Im Falle der Ausweisung ist die Frist gemeinsam mit der Ausweisungsverfügung 
festzusetzen. Ansonsten soll das Einreise- und Aufenthaltsverbot die Frist mit der 
Abschiebungsandrohung, spätestens aber bei der Ab- oder Zurückschiebung erlassen festgesetzt 
werden. Die Befristung kann zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
mit einer Bedingung versehen werden, insbesondere einer nachweislichen Straf- oder 
Drogenfreiheit. Tritt die Bedingung bis zum Ablauf der Frist nicht ein, gilt eine von Amts wegen 
zusammen mit der Befristung nach Satz 5 angeordnete längere Befristung. 



(3) Über die Länge der Frist wird nach Ermessen entschieden. Sie darf fünf Jahre 
grundsätzlich nicht überschreiten. Geht von dem Ausländer eine schwerwiegende Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung aus, soll die Frist zehn Jahre nicht 
überschreiten. Ist der Ausländer aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung wegen einer 
schweren Straftat ausgewiesen worden, kann das Einreise- und Aufenthaltsverbot 
unbefristet erlassen werden. Über die Länge der Frist wird nach Ermessen entschieden. Sie 
darf fünf Jahre nur überschreiten, wenn der Ausländer auf Grund einer strafrechtlichen 
Verurteilung ausgewiesen worden ist oder wenn von ihm eine schwerwiegende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. Diese Frist soll zehn Jahre nicht überschreiten. 
(4) Das Einreise- und Aufenthaltsverbot kann zur Wahrung schutzwürdiger Belange des 
Ausländers oder, soweit es der Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbots nicht mehr erfordert, 
aufgehoben oder die Frist nach Absatz 2 verkürzt werden. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot 
soll aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach 
Kapitel 2 Abschnitt 5 vorliegen. Eine Verkürzung der Frist oder Aufhebung des Einreise- und 
Aufenthaltsverbots ist grundsätzlich ausgeschlossen, wenn der Ausländer nicht nachweist, 
dass er seiner Ausreiseverpflichtung fristgemäß nachgekommen ist, es sei denn, er hat das 
Versäumnis nicht zu vertreten. Die Frist nach Absatz 2 kann aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung verlängert werden. Absatz 3 gilt entsprechend. 
(5) Die Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots soll 20 Jahre betragen,  
Eine Befristung oder eine Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots erfolgt nicht, wenn der 
Ausländer wegen eines Verbrechens gegen den Frieden, eines Kriegsverbrechens , oder eines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit oder zur Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland oder einer terroristischen Gefahr  
ausgewiesen oder auf Grund einer Abschiebungsanordnung nach § 58a aus dem Bundesgebiet 
abgeschoben wurde. Ein lebenslanges Einreise- und Aufenthaltsverbot kann im Einzelfall 
erlassen werden; wird der Ausländer auf Grund einer Abschiebungsanordnung nach § 58a 
aus dem Bundesgebiet abgeschoben, soll es erlassen werden. Eine Verkürzung der Frist 
oder Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots ist grundsätzlich ausgeschlossen. 
Im Einzelfall kann die oberste Landesbehörde eine Ausnahme zulassen, wenn 
herausragende Gründe des Allgemeinwohls oder Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland es erfordern. Absatz 4 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. Die 
oberste Landesbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 
(5a) Die zuständige Behörde, die eine Abschiebungsanordnung nach § 58a erlässt, ist auch 
für den Erlass des Einreise- und Aufenthaltsverbots zuständig. 
(6) Gegen einen Ausländer, der seiner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten 
Ausreisefrist nachgekommen ist, kann ein Einreise- und Aufenthaltsverbot angeordnet werden, es 
sei denn, der Ausländer ist unverschuldet an der Ausreise gehindert oder die Überschreitung der 
Ausreisefrist ist nicht erheblich. Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend. Das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot ist mit seiner Anordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung 
des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht überschreiten. Im 
Übrigen soll die Frist drei Jahre nicht überschreiten. Ein Einreise- und Aufenthaltsverbot wird nicht 
angeordnet, wenn Gründe für eine vorübergehende Aussetzung der Abschiebung nach § 60a 
vorliegen, die der Ausländer nicht verschuldet hat. 
(7) Gegen einen Ausländer,  

1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 des Asylgesetzes als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt wurde, dem kein subsidiärer Schutz zuerkannt wurde, das Vorliegen der 
Voraussetzungen für ein Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 nicht festgestellt 
wurde und der keinen Aufenthaltstitel besitzt oder 
2. dessen Antrag nach § 71 oder § 71a des Asylgesetzes wiederholt nicht zur Durchführung 
eines weiteren Asylverfahrens geführt hat, 

kann das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ein Einreise- und Aufenthaltsverbot anordnen. 
Das Einreise- und Aufenthaltsverbot wird mit Bestandskraft der Entscheidung über den Asylantrag 
wirksam. Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist mit 
seiner Anordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung des Einreise- und 
Aufenthaltsverbots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht überschreiten. Im Übrigen soll die Frist 



drei Jahre nicht überschreiten. Über die Aufhebung oder Verkürzung entscheidet die 
zuständige Ausländerbehörde. 
(8) Vor Ablauf des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann, außer in den Fällen des Absatzes 5 
Satz 1, dem Ausländer ausnahmsweise erlaubt werden, das Bundesgebiet kurzfristig zu betreten, 
wenn zwingende Gründe seine Anwesenheit erfordern oder die Versagung der Erlaubnis eine 
unbillige Härte bedeuten würde. Im Falle des Absatzes 5 Satz 1 gilt Absatz 5 Satz 7 2 
entsprechend. 
(9) Reist ein Ausländer entgegen einem Einreise- und Aufenthaltsverbot in das Bundesgebiet ein, 
wird der Ablauf einer festgesetzten Frist für die Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet gehemmt. 
Die Frist kann in diesem Fall verlängert werden, längstens jedoch um die Dauer der 
ursprünglichen Befristung. Der Ausländer ist auf diese Möglichkeit bei der erstmaligen Befristung 
hinzuweisen. Für eine nach Satz 2 verlängerte Frist gelten die Absätze 3 und 4 Satz 1 
entsprechend. 

§ 12 unverändert  

 

§ 12a Wohnsitzregelung 

(1) – (4) unverändert 
(4a) Ein verurteilter Straftäter kann verpflichtet werden, seinen Wohnsitz an einem 
bestimmten Ort zu nehmen oder nicht an einem bestimmten Ort zu nehmen, wenn dies der 
Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik 
Deutschland nicht entgegensteht. Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung. 
(5) – (9) unverändert 

§ 13 Grenzübertritt 

(1) Die Einreise in das Bundesgebiet und die Ausreise aus dem Bundesgebiet sind nur an den 
zugelassenen Grenzübergangsstellen und innerhalb der festgesetzten Verkehrsstunden zulässig, 
soweit nicht auf Grund anderer Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
Ausnahmen zugelassen sind. Ausländer sind verpflichtet, bei der Einreise und der Ausreise einen 
anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz gemäß § 3 Abs. 1 mitzuführen und sich der 
polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs zu unterziehen. Die für die 
polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs zuständige Behörde kann im 
Einzelfall für die Ausreise eine Ausnahme von Satz 2 zulassen; die Erfassung der Ausreise 
ist sicherzustellen. 
(2) unverändert 

§ 14 unverändert 

§ 15 Zurückweisung 

(1) Ein Ausländer, der unerlaubt einreisen will, wird an der Grenze zurückgewiesen. 
(2) Ein Ausländer kann an der Grenze zurückgewiesen werden, wenn  

1. ein Ausweisungsinteresse besteht, 
2. der begründete Verdacht besteht, dass der Aufenthalt nicht dem angegebenen Zweck 
dient, 
2a. er nur über ein Schengen-Visum verfügt oder für einen kurzfristigen Aufenthalt von der 
Visumpflicht befreit ist und beabsichtigt, entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 eine Erwerbstätigkeit 
auszuüben oder 
3. er die Voraussetzungen für die Einreise in das Hoheitsgebiet der Vertragsparteien nach 
Artikel 6 5 des Schengener Grenzkodex nicht erfüllt. 



(3) – (6) unverändert 

§ 19a Blaue Karte EU 

(1) – (4) unverändert 
(5) Eine Blaue Karte EU wird nicht erteilt an Ausländer,  

1. die die Voraussetzungen nach § 9a Absatz 3 Nummer 1 oder 2 erfüllen, 
2. die einen Antrag auf Feststellung der Voraussetzungen nach § 60 Absatz 5 oder 7 Satz 1 
oder nach § 60a Absatz 2 Satz 1 gestellt haben, 
3. deren Einreise in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union Verpflichtungen unterliegt, 
die sich aus internationalen Abkommen zur Erleichterung der Einreise und des 
vorübergehenden Aufenthalts bestimmter Kategorien von natürlichen Personen, die 
handels- und investitionsbezogene Tätigkeiten ausüben, herleiten, 
4. die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union als Saisonarbeitnehmer zugelassen 
wurden, 
5. die im Besitz einer Duldung nach § 60a oder Bescheinigung über die vollziehbare 
Ausreisepflicht (Ausreiseaufforderung) nach §60b sind, 
6. die unter die Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1) fallen, für die Dauer ihrer Entsendung 
nach Deutschland, oder 
7. die auf Grund von Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten anderseits ein Recht auf freien Personenverkehr 
genießen, das dem der Unionsbürger gleichwertig ist. 

(6) Dem Inhaber einer Blauen Karte EU ist eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn er 
mindestens 33 Monate eine Beschäftigung nach Absatz 1 ausgeübt hat und für diesen Zeitraum 
Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder 
Aufwendungen für einen Anspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens nachweist und die 
Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 4 bis 6, 8 und 9 vorliegen und er über 
einfache Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt vorliegen. § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt 
entsprechend. Die Frist nach Satz 1 verkürzt sich auf 21 Monate, wenn der Ausländer über 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 
 

§ 19b – 24 unverändert 

§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen 

(1) Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als Asylberechtigter 
anerkannt ist. Dies gilt nicht, wenn der Ausländer aufgrund eines besonders 
schwerwiegenden Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1 ausgewiesen worden ist. 
Dies gilt nicht, wenn der Ausländer aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung ausgewiesen worden ist. Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gilt der Aufenthalt als 
erlaubt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 
(2) – (4b) unverändert 
(5) Einem Ausländer, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden, wenn seine Ausreise aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist und mit 
dem Wegfall der Ausreisehindernisse in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. Die 
Aufenthaltserlaubnis soll erteilt werden, wenn die Abschiebung seit 18 Monaten ausgesetzt ist. 
Eine Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn dem Ausländer die Nichtausreise nicht 
zuzurechnen (§ 60b Absatz 2) ist der Ausländer unverschuldet an der Ausreise gehindert ist. Ein 
Verschulden des Ausländers liegt insbesondere vor, wenn er falsche Angaben macht oder über 
seine Identität oder Staatsangehörigkeit täuscht oder zumutbare Anforderungen zur Beseitigung 
der Ausreisehindernisse nicht erfüllt. 



§§ 25a – 47a unverändert 

§ 48 Ausweisrechtliche Pflichten 

(1) Ein Ausländer ist verpflichtet,  
1. seinen Pass, seinen Passersatz oder seinen Ausweisersatz und 
2. seinen Aufenthaltstitel oder eine Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung 
auf Verlangen den mit dem Vollzug des Ausländerrechts betrauten Behörden vorzulegen, 
auszuhändigen und vorübergehend zu überlassen, soweit dies zur Durchführung oder 
Sicherung von Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist. Die Verpflichtung nach  
Satz 1 Nummer 1 gilt auch, wenn ein deutscher Staatsangehöriger zugleich eine 
ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, die Voraussetzungen für eine Untersagung 
der Ausreise nach § 10 Absatz 1 des Passgesetzes vorliegen ihm die Ausreise nach  
§ 10 Absatz 1 des Passgesetzes untersagt worden ist und die Vorlage, Aushändigung und 
vorübergehende Überlassung des ausländischen Passes oder Passersatzes zur 
Durchführung oder Sicherung des Ausreiseverbots erforderlich sind. 

(2) Im Fall des § 3 Absatz 1 Satz 4 besteht eine Ausweispflicht. Ihr wird genügt mit der 
Bescheinigung über einen Aufenthaltstitel oder die Aussetzung der Abschiebung, wenn sie 
mit den Angaben zur Person und einem Lichtbild versehen und als Ausweisersatz 
bezeichnet ist. Ein Ausländer, der einen Pass oder Passersatz weder besitzt noch in zumutbarer 
Weise erlangen kann, genügt der Ausweispflicht mit der Bescheinigung über einen Aufenthaltstitel 
oder die Aussetzung der Abschiebung, wenn sie mit den Angaben zur Person und einem Lichtbild 
versehen und als Ausweisersatz bezeichnet ist. 
(3) Besitzt der Ausländer keinen gültigen Pass oder Passersatz, ist er verpflichtet, an der 
Beschaffung des Identitätspapiers mitzuwirken sowie alle Urkunden, sonstigen Unterlagen und 
Datenträger, die für die Feststellung seiner Identität und Staatsangehörigkeit und für die 
Feststellung und Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in einen anderen Staat von 
Bedeutung sein können und in deren Besitz er ist, den mit der Ausführung dieses Gesetzes 
betrauten Behörden auf Verlangen vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen. Kommt der 
Ausländer seiner Verpflichtung nicht nach und bestehen tatsächliche Anhaltspunkte, dass er im 
Besitz solcher Unterlagen oder Datenträger ist, können er und die von ihm mitgeführten Sachen 
durchsucht werden. Der Ausländer hat die Maßnahme zu dulden. 
(3a) Die Auswertung von Datenträgern ist nur zulässig, soweit dies für die Feststellung der 
Identität und Staatsangehörigkeit des Ausländers und für die Feststellung und Geltendmachung 
einer Rückführungsmöglichkeit in einen anderen Staat nach Maßgabe von Absatz 3 , 
einschließlich der Beschaffung von Reisedokumenten und der Ermittlung des Reisewegs, 
erforderlich ist und der Zweck der Maßnahme nicht durch mildere Mittel erreicht werden kann. 
Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vor, dass durch die Auswertung von 
Datenträgern allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erlangt würden, 
ist die Maßnahme unzulässig. Der Ausländer hat die notwendigen Zugangsdaten für eine 
zulässige Auswertung von Datenträgern zur Verfügung zu stellen. Die Datenträger dürfen nur von 
einem Bediensteten ausgewertet werden, der die Befähigung zum Richteramt hat. Erkenntnisse 
aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die durch die Auswertung von Datenträgern 
erlangt werden, dürfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu 
löschen. Die Tatsache ihrer Erlangung und Löschung ist aktenkundig zu machen. Sind die durch 
die Auswertung der Datenträger erlangten personenbezogenen Daten für die Zwecke nach Satz 1 
nicht mehr erforderlich, sind sie unverzüglich zu löschen. 
(4) Wird nach § 5 Abs. 3 oder § 33 von der Erfüllung der Passpflicht (§ 3 Abs. 1) abgesehen, wird 
ein Ausweisersatz ausgestellt. Absatz 3 bleibt hiervon unberührt. 
 

§§ 48a – 49 b unverändert 

 



§ 50 Ausreisepflicht 

(1) Ein Ausländer ist zur Ausreise verpflichtet, wenn er einen erforderlichen Aufenthaltstitel nicht 
oder nicht mehr besitzt und ein Aufenthaltsrecht nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei 
nicht oder nicht mehr besteht. 
(2) Der Ausländer hat das Bundesgebiet unverzüglich oder, wenn ihm eine Ausreisefrist gesetzt 
ist, bis zum Ablauf der Frist zu verlassen. 
(2a) (weggefallen) 
(3) Durch die Einreise in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einen 
anderen Schengen-Staat genügt der Ausländer seiner Ausreisepflicht nur, wenn ihm Einreise und 
Aufenthalt dort erlaubt sind. Liegen diese Voraussetzungen vor, ist der ausreisepflichtige 
Ausländer aufzufordern, sich unverzüglich in das Hoheitsgebiet dieses Staates zu begeben. 
(4) Ein ausreisepflichtiger Ausländer, der seine Wohnung wechseln oder den Bezirk der 
Ausländerbehörde für mehr als einen Tag drei Tage verlassen will, hat dies der 
Ausländerbehörde vorher anzuzeigen. 
(5) Der Pass oder Passersatz eines ausreisepflichtigen Ausländers soll bis zu dessen Ausreise in 
Verwahrung genommen werden. 
(6) Ein Ausländer kann zum Zweck der Aufenthaltsbeendigung in den Fahndungshilfsmitteln der 
Polizei zur Aufenthaltsermittlung und Festnahme ausgeschrieben werden, wenn sein Aufenthalt 
unbekannt ist. Ein Ausländer, gegen den ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 besteht, 
kann zum Zweck der Einreiseverweigerung zur Zurückweisung und für den Fall des Antreffens im 
Bundesgebiet zur Festnahme ausgeschrieben werden. Für Ausländer, die gemäß § 15a verteilt 
worden sind, gilt § 66 des Asylgesetzes entsprechend. 
 

§§ 51 – 52 unverändert 

§ 53 Ausweisung 

(1) – (2) unverändert 
(3) Ein Ausländer, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der im Bundesgebiet die Rechtsstellung 
eines ausländischen Flüchtlings genießt, der einen von einer Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestellten Reiseausweis nach dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) besitzt, dem nach dem 
Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht zusteht oder der eine Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt – EU besitzt, darf nur ausgewiesen werden, wenn sein Aufenthalt eine Gefahr 
für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eine terroristische Gefahr darstellt 
oder sein Aufenthalt eine Gefahr für die Allgemeinheit darstellt, weil er wegen einer 
schweren Straftat verurteilt wurde. wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen 
gegenwärtig eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, die 
ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt und die Ausweisung für die Wahrung dieses 
Interesses unerlässlich ist. 
(3a) Ein Ausländer, der die Rechtsstellung eines subsidiär Schutzberechtigten im Sinne 
des § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes genießt, darf nur ausgewiesen werden, wenn 
schwerwiegende Gründe die Annahme rechtfertigen, dass er eine schwere Straftat 
begangen hat oder sein Aufenthalt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland darstellt. 
(4) Ein Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, kann nur unter der Bedingung ausgewiesen 
werden, dass das Asylverfahren unanfechtbar ohne Anerkennung als Asylberechtigter oder ohne 
die Zuerkennung internationalen Schutzes (§ 1 Absatz 1 Nummer 2 des Asylgesetzes) 
abgeschlossen wird. Von der Bedingung wird abgesehen, wenn  

1. ein Sachverhalt vorliegt, der nach Absatz 3 eine Ausweisung rechtfertigt oder 
2. eine nach den Vorschriften des Asylgesetzes erlassene Abschiebungsandrohung 
vollziehbar geworden ist. 

 



§ 54 Ausweisungsinteresse 

(1) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders schwer, wenn der 
Ausländer  

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Freiheits- oder 
Jugendstrafe von mindestens zwei Jahren verurteilt worden ist oder bei der letzten 
rechtskräftigen Verurteilung Sicherungsverwahrung angeordnet worden ist, 
1a. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Widerstands 
gegen Vollstreckungsbeamte rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von 
mindestens einem Jahr verurteilt worden ist, sofern die Straftat mit Gewalt, unter 
Anwendung von Drohung mit Gefahr für Leib oder Leben oder mit List begangen worden ist 
oder eine Straftat nach § 177 des Strafgesetzbuches ist; bei serienmäßiger Begehung von 
Straftaten gegen das Eigentum wiegt das Ausweisungsinteresse auch dann besonders 
schwer, wenn der Täter keine Gewalt, Drohung oder List angewendet hat, 
1b. wegen einer oder mehrerer Straftaten nach § 263 des Strafgesetzbuchs zu Lasten 
eines Leistungsträgers oder Sozialversicherungsträgers nach dem 
Sozialgesetzbuch, nach 266a des Strafgesetzbuchs, nach § 370 der Abgabenordnung 
oder nach dem Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln rechtskräftig zu 
einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden ist, 
2. die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet; hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen die Schlussfolgerung 
rechtfertigen, dass er einer Vereinigung angehört oder angehört hat, die den Terrorismus 
unterstützt oder er eine derartige Vereinigung unterstützt oder unterstützt hat oder er eine in 
§ 89a Absatz 1 des Strafgesetzbuchs bezeichnete schwere staatsgefährdende Gewalttat 
nach § 89a Absatz 2 des Strafgesetzbuchs vorbereitet oder vorbereitet hat, es sei denn, der 
Ausländer nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem sicherheitsgefährdenden Handeln 
Abstand, 
3. zu den Leitern eines Vereins gehörte, der unanfechtbar verboten wurde, weil seine 
Zwecke oder seine Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder er sich gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder den Gedanken der Völkerverständigung richtet, 
4. sich zur Verfolgung politischer oder religiöser Ziele an Gewalttätigkeiten beteiligt oder 
öffentlich zur Gewaltanwendung aufruft oder mit Gewaltanwendung droht oder 
5. zu Hass gegen Teile der Bevölkerung aufruft; hiervon ist auszugehen, wenn er auf eine 
andere Person gezielt und andauernd einwirkt, um Hass auf Angehörige bestimmter 
ethnischer Gruppen oder Religionen zu erzeugen oder zu verstärken oder öffentlich, in 
einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften in einer Weise, die geeignet ist, die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung zu stören,  

a) gegen Teile der Bevölkerung zu Willkürmaßnahmen aufstachelt, 
b) Teile der Bevölkerung böswillig verächtlich macht und dadurch die 
Menschenwürde anderer angreift oder 
c) Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit, ein Kriegsverbrechen 
oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür wirbt, 
es sei denn, der Ausländer nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem Handeln 
Abstand . oder 

6. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten, die ausweislich des Urteils aus 
einem nach § 1 des Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz missbilligten Grund 
begangen worden sind, rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von 
mindestens einem Jahr verurteilt worden ist. 

(2) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt schwer, wenn der Ausländer  
1. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe 
von mindestens sechs Monaten einem Jahr verurteilt worden ist, 
1a. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Widerstands 
gegen Vollstreckungsbeamte rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt 



worden ist, sofern die Straftat mit Gewalt, unter Anwendung von Drohung mit Gefahr für 
Leib oder Leben oder mit List begangen worden ist oder eine Straftat nach § 177 des 
Strafgesetzbuches ist; bei serienmäßiger Begehung von Straftaten gegen das Eigentum 
wiegt das Ausweisungsinteresse auch dann schwer, wenn der Täter keine Gewalt, Drohung 
oder List angewendet hat, 

2. -9. unverändert 
 

§ 55 Bleibeinteresse 

(1) Das Bleibeinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders schwer, wenn der Ausländer  
1. eine Niederlassungserlaubnis besitzt und sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufgehalten hat, 
2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundesgebiet geboren oder als Minderjähriger 
in das Bundesgebiet eingereist ist und sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufgehalten hat, 
3. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufgehalten hat und mit einem der in den Nummern 1 und 2 bezeichneten 
Ausländer in ehelicher oder lebenspartnerschaftlicher Lebensgemeinschaft lebt, 
4. mit einem deutschen Familienangehörigen oder Lebenspartner in familiärer oder 
lebenspartnerschaftlicher Lebensgemeinschaft lebt, sein Personensorgerecht für einen 
minderjährigen ledigen Deutschen oder mit diesem sein Umgangsrecht ausübt , oder 
5. die Rechtsstellung eines subsidiär Schutzberechtigten im Sinne des § 4 Absatz 1 des 
Asylgesetzes genießt oder 
5. 6. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, den §§ 24, 25 Absatz 4a Satz 3 oder 
nach § 29 Absatz 2 oder 4 besitzt. 

(2) – (3) unverändert 
 
§ 56 Überwachung ausreisepflichtiger Ausländer aus Gründen der inneren 
Sicherheit sowie ausreisepflichtiger Straftäter  
(1) Ein Ausländer, gegen den eine Ausweisungsverfügung auf Grund eines 
Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 oder eine Abschiebungsanordnung 
nach § 58a besteht, unterliegt der Verpflichtung, sich mindestens einmal wöchentlich bei der für 
seinen Aufenthaltsort zuständigen polizeilichen Dienststelle zu melden, soweit die 
Ausländerbehörde nichts anderes bestimmt. Eine dem Satz 1 entsprechende Meldepflicht kann 
angeordnet werden, wenn der Ausländer  

1. vollziehbar ausreisepflichtig ist und ein in Satz 1 genanntes Ausweisungsinteresse 
besteht oder 
2. auf Grund anderer als der in Satz 1 genannten Ausweisungsinteressen vollziehbar 
ausreisepflichtig ist und die Anordnung der Meldepflicht zur Abwehr einer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. 

(2) Sein Aufenthalt ist auf den Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt, soweit die 
Ausländerbehörde keine abweichenden Festlegungen trifft. 
(3) Er kann verpflichtet werden, in einem anderen Wohnort oder in bestimmten Unterkünften auch 
außerhalb des Bezirks der Ausländerbehörde zu wohnen, wenn dies geboten erscheint, um die 
Fortführung von Bestrebungen, die zur Ausweisung geführt haben, zu erschweren oder zu 
unterbinden und die Einhaltung vereinsrechtlicher oder sonstiger gesetzlicher Auflagen und 
Verpflichtungen besser überwachen zu können. 
(4) Um die Fortführung von Bestrebungen, die zur Ausweisung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2  
bis 5, zu einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder zu einer Abschiebungsanordnung 
nach § 58a geführt haben, zu erschweren oder zu unterbinden, kann der Ausländer auch 
verpflichtet werden, zu bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe keinen 
Kontakt aufzunehmen, mit ihnen nicht zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, auszubilden oder 
zu beherbergen und bestimmte Kommunikationsmittel oder Dienste nicht zu nutzen, soweit ihm 



Kommunikationsmittel verbleiben und die Beschränkungen notwendig sind, um eine  
Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib und Leben Dritter abzuwehren. 
(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 ruhen, wenn sich der Ausländer in Haft 
befindet. Eine Anordnung nach den Absätzen 3 und 4 ist sofort vollziehbar. 
 

§ 56a Elektronische Aufenthaltsüberwachung; Verordnungsermächtigung 

(1) Um eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib und Leben  
oder die sexuelle Selbstbestimmung Dritter abzuwehren, kann ein Ausländer, der einer 
räumlichen Beschränkung des Aufenthaltes nach § 56 Absatz 2 und 3 oder einem Kontaktverbot 
nach § 56 Absatz 4 unterliegt, auf richterliche Anordnung verpflichtet werden,  

1. die für eine elektronische Überwachung seines Aufenthaltsortes erforderlichen 
technischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand am Körper bei sich zu führen und 
2. deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. 

(2) - (10) unverändert 

§ 57 Zurückschiebung 

(1) Ein Ausländer, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise über eine Grenze im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/399 Verordnung (EG) Nr. 562/2006 
(Außengrenze) aufgegriffen wird, soll zurückgeschoben werden. 
(2) – (3) unverändert 
 

§ 58 Abschiebung 

(1) – (3) unverändert 
 
(4) Die die Abschiebung durchführende Behörde ist befugt, den Ausländer als Teil der 
Abschiebung zum Flughafen oder Grenzübergang zu verbringen und kurzzeitig 
festzuhalten, ohne dass es einer richterlichen Anordnung bedarf. Ein kurzzeitiges 
Festhalten liegt vor, wenn keine Übernachtung erfolgt.  

(5) Soweit der Zweck der Vollstreckung der Abschiebung es erfordert, ist die 
durchführende Behörde befugt, Besitztum zu betreten und zu durchsuchen. Verschlossene 
Räume und Behältnisse dürfen geöffnet werden. Die Durchsuchung einer Wohnung bedarf 
der richterlichen Anordnung. Eine richterliche Anordnung ist nicht erforderlich, wenn die 
dadurch eintretende Verzögerung den Zweck der Vollstreckung gefährden würde. Willigt 
der Pflichtige in die Durchsuchung ein oder ist eine Anordnung nach Satz 3 gegen ihn 
ergangen oder nach Satz 4 nicht erforderlich, so haben Personen, die Mitgewahrsam an der 
Wohnung des Pflichtigen haben, die Durchsuchung zu dulden. 
 

§ 58a unverändert 

§ 59 Androhung der Abschiebung 

(1) unverändert 
(2) In der Androhung soll der Staat bezeichnet werden, in den der Ausländer abgeschoben 
werden soll, und der Ausländer darauf hingewiesen werden, dass er auch in einen anderen Staat 
abgeschoben werden kann, in den er einreisen darf oder der zu seiner Übernahme verpflichtet ist. 
Gebietskörperschaften sind Staaten gleichgestellt. 
(3) – (8) unverändert 



§ 60 Verbot der Abschiebung 

(1) – (6) unverändert 
(7) Von der Abschiebung eines Ausländers in einen anderen Staat soll abgesehen werden, wenn 
dort für diesen Ausländer eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht.  
§ 60a Absatz 2c Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Eine erhebliche konkrete Gefahr aus 
gesundheitlichen Gründen liegt nur vor bei lebensbedrohlichen oder schwerwiegenden 
Erkrankungen, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern würden. Es ist nicht 
erforderlich, dass die medizinische Versorgung im Zielstaat mit der Versorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland gleichwertig ist. Eine ausreichende medizinische Versorgung liegt in 
der Regel auch vor, wenn diese nur in einem Teil des Zielstaats gewährleistet ist. Gefahren nach 
Satz 1, denen die Bevölkerung oder die Bevölkerungsgruppe, der der Ausländer angehört, 
allgemein ausgesetzt ist, sind bei Anordnungen nach § 60a Abs. 1 Satz 1 zu berücksichtigen. 
(8) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer aus schwerwiegenden Gründen als 
eine Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland anzusehen ist oder eine Gefahr für 
die Allgemeinheit bedeutet, weil er wegen eines Verbrechens oder besonders schweren 
Vergehens rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe Freiheitsstrafe von mehr als zwei 
mindestens drei Jahren verurteilt worden ist. Das Gleiche gilt, wenn der Ausländer die 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 des Asylgesetzes erfüllt. Von der Anwendung des Absatzes 1 
soll abgesehen werden, wenn der Ausländer eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, 
weil er rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens einem Jahr 
verurteilt worden ist wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten gegen das Leben, 
die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen 
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte. Von der Anwendung des Absatzes 1 kann 
abgesehen werden, wenn der Ausländer eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, weil er 
wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens einem 
Jahr verurteilt worden ist, sofern die Straftat mit Gewalt, unter Anwendung von Drohung mit 
Gefahr für Leib oder Leben oder mit List begangen worden ist oder eine Straftat nach § 177 des 
Strafgesetzbuches ist. 
(9) In den Fällen des Absatzes 8 kann einem Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, 
abweichend von den Vorschriften des Asylgesetzes die Abschiebung angedroht und diese 
durchgeführt werden. Die Absätze 2 bis 7 bleiben unberührt. 
(10) Soll ein Ausländer abgeschoben werden, bei dem die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen, kann nicht davon abgesehen werden, die Abschiebung anzudrohen und eine 
angemessene Ausreisefrist zu setzen. In der Androhung sind die Staaten zu bezeichnen, in die 
der Ausländer nicht abgeschoben werden darf. 
(11) (weggefallen) 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 

(1) Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur 
Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass die Abschiebung 
von Ausländern aus bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise bestimmten 
Ausländergruppen allgemein oder in bestimmte Staaten für längstens drei Monate ausgesetzt 
wird. Für einen Zeitraum von länger als sechs Monaten gilt § 23 Abs. 1. 
(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die Abschiebung aus 
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen , die dem Ausländer sämtlich nicht zuzurechnen sind, 
unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die Abschiebung eines Ausländers ist 
auch auszusetzen, wenn seine vorübergehende Anwesenheit im Bundesgebiet für ein 
Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für 
sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert 
wäre. Einem Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre oder 
persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere 



Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Eine Duldung wegen dringender persönlicher Gründe im 
Sinne von Satz 3 ist zu erteilen, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt 
oder aufgenommen hat, die Voraussetzungen nach Absatz 6 nicht vorliegen und konkrete 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen. In den Fällen nach Satz 4 wird die 
Duldung für die im Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer der Berufsausbildung erteilt. Eine 
Duldung nach Satz 4 wird nicht erteilt und eine nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn der 
Ausländer wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, 
wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen wegen 
Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen 
werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben. Wird die Ausbildung nicht betrieben oder 
abgebrochen, ist der Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies unverzüglich, in der Regel innerhalb 
einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 
neben den mitzuteilenden Tatsachen und dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, Vornamen und 
die Staatsangehörigkeit des Ausländers anzugeben. Die nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, 
wenn die Ausbildung nicht mehr betrieben oder abgebrochen wird. Wird das 
Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird dem Ausländer einmalig eine 
Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche nach einer weiteren Ausbildungsstelle zur 
Aufnahme einer Berufsausbildung nach Satz 4 erteilt. Eine nach Satz 4 erteilte Duldung wird für 
sechs Monate zum Zweck der Suche nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation 
entsprechenden Beschäftigung verlängert, wenn nach erfolgreichem Abschluss der 
Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, eine Weiterbeschäftigung im 
Ausbildungsbetrieb nicht erfolgt; die zur Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf für diesen Zweck 
nicht verlängert werden. § 60a bleibt im Übrigen unberührt. Soweit die Beurkundung der 
Anerkennung einer Vaterschaft oder der Zustimmung der Mutter für die Durchführung eines 
Verfahrens nach § 85a ausgesetzt wird, wird die Abschiebung des ausländischen Anerkennenden, 
der ausländischen Mutter oder des ausländischen Kindes ausgesetzt, solange das Verfahren nach 
§ 85a nicht durch vollziehbare Entscheidung abgeschlossen ist. 
(2a) Die Abschiebung eines Ausländers wird für eine Woche ausgesetzt, wenn seine 
Zurückschiebung oder Abschiebung gescheitert ist, Abschiebungshaft nicht angeordnet wird und 
die Bundesrepublik Deutschland auf Grund einer Rechtsvorschrift, insbesondere des Artikels 6 
Abs. 1 der Richtlinie 2003/110/EG des Rates vom 25. November 2003 über die Unterstützung bei 
der Durchbeförderung im Rahmen von Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg (ABl. EU Nr. L 
321 S. 26), zu seiner Rückübernahme verpflichtet ist. Die Aussetzung darf nicht nach Satz 1 
verlängert werden. Die Einreise des Ausländers ist zuzulassen. 
(2b) Solange ein Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 besitzt, 
minderjährig ist, soll die Abschiebung seiner Eltern oder eines allein personensorgeberechtigten 
Elternteils sowie der minderjährigen Kinder, die mit den Eltern oder dem allein 
personensorgeberechtigten Elternteil in familiärer Lebensgemeinschaft leben, ausgesetzt werden. 
Das gilt nicht für Personen, denen eine Bescheinigung über die vollziehbare 
Ausreisepflicht (Ausreiseaufforderung) erteilt wurde. 
(2c) Es wird vermutet, dass der Abschiebung gesundheitliche Gründe nicht entgegenstehen. Der 
Ausländer muss eine Erkrankung, die die Abschiebung beeinträchtigen kann, durch eine 
qualifizierte ärztliche Bescheinigung glaubhaft machen. Diese ärztliche Bescheinigung hat soll 
insbesondere die tatsächlichen Umstände, auf deren Grundlage eine fachliche Beurteilung erfolgt 
ist, die Methode der Tatsachenerhebung, die fachlich-medizinische Beurteilung des 
Krankheitsbildes (Diagnose), den Schweregrad der Erkrankung , den lateinischen Namen oder 
die Klassifizierung der Erkrankung nach ICD 10 sowie die Folgen, die sich nach ärztlicher 
Beurteilung aus der krankheitsbedingten Situation voraussichtlich ergeben, zu enthalten. 
Medikamente müssen mit der Angabe ihrer Wirkstoffe und diese mit ihrer international 
gebräuchlichen Bezeichnung aufgeführt sein. 
(2d) Der Ausländer ist verpflichtet, der zuständigen Behörde die ärztliche Bescheinigung nach 
Absatz 2c unverzüglich vorzulegen. Verletzt der Ausländer die Pflicht zur unverzüglichen Vorlage 
einer solchen ärztlichen Bescheinigung, darf die zuständige Behörde das Vorbringen des 
Ausländers zu seiner Erkrankung nicht berücksichtigen, es sei denn, der Ausländer war 



unverschuldet an der Einholung einer solchen Bescheinigung gehindert oder es liegen anderweitig 
tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer lebensbedrohlichen oder schwerwiegenden 
Erkrankung, die sich durch die Abschiebung wesentlich verschlechtern würde, vor. Legt der 
Ausländer eine Bescheinigung vor und ordnet die Behörde daraufhin eine ärztliche Untersuchung 
an, ist die Behörde berechtigt, die vorgetragene Erkrankung nicht zu berücksichtigen, wenn der 
Ausländer der Anordnung ohne zureichenden Grund nicht Folge leistet. Der Ausländer ist auf die 
Verpflichtungen und auf die Rechtsfolgen einer Verletzung dieser Verpflichtungen nach diesem 
Absatz hinzuweisen. 
(3) Die Ausreisepflicht eines Ausländers, dessen Abschiebung ausgesetzt ist, bleibt unberührt. 
(4) Über die Aussetzung der Abschiebung ist dem Ausländer eine Bescheinigung auszustellen. 
(5) Die Aussetzung der Abschiebung erlischt mit der Ausreise des Ausländers. Sie wird 
widerrufen, wenn die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe entfallen. Der Ausländer wird 
unverzüglich nach dem Erlöschen ohne erneute Androhung und Fristsetzung abgeschoben, es sei 
denn, die Aussetzung wird erneuert. Ist die Abschiebung länger als ein Jahr ausgesetzt, ist die 
durch Widerruf vorgesehene Abschiebung mindestens einen Monat vorher anzukündigen; die 
Ankündigung ist zu wiederholen, wenn die Aussetzung für mehr als ein Jahr erneuert wurde. Satz 
4 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe 
durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der 
Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht erfüllt. 
(6) Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht 
erlaubt werden, wenn  

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, 
2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die ihm zuzurechnen sind er 
selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder , 
3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des Asylgesetzes ist 
und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt  
oder zurückgenommen wurde oder ein Asylantrag nicht gestellt wurde. oder 
4. er die Passbeschaffungspflicht nicht erfüllt. 

Zuzurechnen sind dem Ausländer Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 
Nummer 2 insbesondere bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 60b Absatz 2 , wenn er 
das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben selbst herbeiführt. Ausländern nach 
Satz 1 ist die Aufnahme oder Fortführung einer Bildungsmaßnahme, mit Ausnahme 
allgemeinbildender und berufsbildender Sekundarschulen, zu untersagen. 
 
§ 60b Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht 
(Ausreiseaufforderung)  
(1) Ist die Unmöglichkeit der Abschiebung dem Ausländer zuzurechnen, wird ihm eine 
Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht (Ausreiseaufforderung) erteilt.  

(2) Dem Ausländer ist die Unmöglichkeit der Abschiebung insbesondere zuzurechnen, 
wenn  

1. er keine Reisedokumente vorlegt oder er die Passbeschaffungspflicht nicht erfüllt 
oder erfüllt hat,  

2. der Ausländer das Abschiebungshindernis durch Täuschung über seine Identität 
oder Staatsangehörigkeit oder durch falsche Angaben herbeiführt oder herbeigeführt 
hat oder er zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von 
Ausreisehindernissen, insbesondere zur Identifizierung, nicht erfüllt oder erfüllt hat 
oder  

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des 
Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt 
oder zurückgenommen wurde oder ein Asylantrag nicht gestellt wurde.  



(3) Wurde dem Ausländer eine Duldung erteilt, ist diese mit Erteilung der Bescheinigung 
über die vollziehbare Ausreisepflicht (Ausreiseaufforderung) widerrufen. § 60a Absatz 5 
Satz 1 gilt entsprechend. Wird dem Ausländer eine Duldung erteilt, ist diese mit Erteilung 
der Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht (Ausreiseaufforderung) 
widerrufen.  

(4) Unbeschadet weiterer Vorschriften sind Inhaber einer Bescheinigung über die 
vollziehbare Ausreisepflicht (Ausreiseaufforderung) von Integrationsangeboten und 
Angeboten, die zur Aufenthaltsverfestigung führen können, auszuschließen. 
 

§ 61 Räumliche Beschränkung, Wohnsitzauflage, Ausreiseeinrichtungen 

(1) Der Aufenthalt eines vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers ist räumlich auf das Gebiet des 
Landes beschränkt. Von der räumlichen Beschränkung nach Satz 1 kann abgewichen werden, 
wenn der Ausländer zur Ausübung einer Beschäftigung ohne Prüfung nach § 39 Abs. 2 Satz 1  
Nr. 1 berechtigt ist oder wenn dies zum Zwecke des Schulbesuchs, der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung oder des Studiums an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder 
vergleichbaren Ausbildungseinrichtung erforderlich ist. Das Gleiche gilt, wenn dies der 
Aufrechterhaltung der Familieneinheit dient. 
(1a) In den Fällen des § 60a Abs. 2a wird der Aufenthalt auf den Bezirk der zuletzt zuständigen 
Ausländerbehörde im Inland beschränkt. Der Ausländer muss sich nach der Einreise unverzüglich 
dorthin begeben. Ist eine solche Behörde nicht feststellbar, gilt § 15a entsprechend. 
(1b) Die räumliche Beschränkung nach den Absätzen 1 und 1a erlischt, wenn sich der Ausländer 
seit drei Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder gestattet im Bundesgebiet aufhält. 
(1c) Eine räumliche Beschränkung des Aufenthalts eines vollziehbar ausreisepflichtigen 
Ausländers soll kann unabhängig von den Absätzen 1 bis 1b angeordnet werden, wenn  

1. der Ausländer wegen einer Straftat, mit Ausnahme solcher Straftaten, deren Tatbestand 
nur von Ausländern verwirklicht werden kann, rechtskräftig verurteilt worden ist, 
2. Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der Ausländer gegen Vorschriften 
des Betäubungsmittelgesetzes verstoßen hat, oder 
3. konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen den Ausländer bevorstehen. 

Eine räumliche Beschränkung auf den Bezirk der Ausländerbehörde soll angeordnet werden, 
wenn dem Ausländer die Unmöglichkeit der Abschiebung zuzurechnen ist der Ausländer die 
der Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch 
eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder 
zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht 
erfüllt. 
(1d) Ein vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer, dessen Lebensunterhalt nicht gesichert ist, ist 
verpflichtet, an einem bestimmten Ort seinen gewöhnlichen Aufenthalt zu nehmen 
(Wohnsitzauflage). Soweit die Ausländerbehörde nichts anderes angeordnet hat, ist das der 
Wohnort, an dem der Ausländer zum Zeitpunkt der Entscheidung über die vorübergehende 
Aussetzung der Abschiebung gewohnt hat. Die Ausländerbehörde kann die Wohnsitzauflage von 
Amts wegen oder auf Antrag des Ausländers ändern; hierbei sind die Haushaltsgemeinschaft von 
Familienangehörigen oder sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem Gewicht zu 
berücksichtigen. Der Ausländer kann den durch die Wohnsitzauflage festgelegten Ort ohne 
Erlaubnis vorübergehend verlassen. 
(1e) Weitere Bedingungen und Auflagen können angeordnet werden. 
(1f) Auflagen und Bedingungen können zur Sicherung und Durchsetzung der 
Ausreisepflicht angeordnet werden. Insbesondere kann ein Ausländer verpflichtet werden, 
sich einmal wöchentlich oder in einem anderen Intervall bei der für den Aufenthaltsort des 
Ausländers zuständigen polizeilichen Dienststelle zu melden. 
(1g) Ein vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer, dem die Unmöglichkeit der Abschiebung 
nach § 60b Absatz 2 zuzurechnen ist, ist verpflichtet, an einem bestimmten Ort seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt zu nehmen (Wohnsitzauflage). Soweit die Ausländerbehörde 
nichts anderes angeordnet hat, ist das der Wohnort, an dem der Ausländer zum Zeitpunkt 



der Entscheidung über die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung gewohnt hat. Die 
Ausländerbehörde kann die Wohnsitzauflage von Amts wegen oder auf Antrag des 
Ausländers ändern; hierbei sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen oder 
sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem Gewicht zu berücksichtigen. Der 
Ausländer kann den durch die Wohnsitzauflage festgelegten Ort ohne Erlaubnis 
vorübergehend verlassen. 
(2) Die Länder können Ausreiseeinrichtungen für vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer 
schaffen. In den Ausreiseeinrichtungen soll durch Betreuung und Beratung die Bereitschaft zur 
freiwilligen Ausreise gefördert und die Erreichbarkeit für Behörden und Gerichte sowie die 
Durchführung der Ausreise gesichert werden. 
(3) Eine Verpflichtung zur Wohnsitznahme in einer Gemeinschaftseinrichtung oder einer 
Einrichtung nach Absatz 2 soll angeordnet werden, wenn der Ausländer vollziehbar 
ausreisepflichtig ist und ihm die Unmöglichkeit der Ausreise zuzurechnen ist. 

§ 62 Abschiebungshaft 

(1) Die Abschiebungshaft ist unzulässig, wenn der Zweck der Haft durch ein milderes, ebenfalls 
ausreichendes anderes Mittel erreicht werden kann. Die Inhaftnahme ist auf die kürzest mögliche 
Dauer zu beschränken , sie erfolgt auf richterliche Anordnung . Minderjährige und Familien mit 
Minderjährigen dürfen nur in besonderen Ausnahmefällen und nur so lange in Abschiebungshaft 
genommen werden, wie es unter Berücksichtigung des Kindeswohls angemessen ist. 
(2) Ein Ausländer ist zur Vorbereitung der Ausweisung oder der Abschiebungsanordnung nach 
§ 58a auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen, wenn über die Ausweisung oder der 
Abschiebungsanordnung nach § 58a nicht sofort entschieden werden kann und die 
Abschiebung ohne die Inhaftnahme wesentlich erschwert oder vereitelt würde (Vorbereitungshaft). 
Die Dauer der Vorbereitungshaft soll sechs Wochen nicht überschreiten. Im Falle der Ausweisung 
bedarf es für die Fortdauer der Haft bis zum Ablauf der angeordneten Haftdauer keiner erneuten 
richterlichen Anordnung. 
(2a) Ein Ausländer ist in Haft zu nehmen, wenn er die Vorbereitung der Durchsetzung der 
Ausreisepflicht oder das Abschiebungsverfahren umgeht oder behindert, so lange nicht 
feststeht, dass keine hinreichende Aussicht auf Abschiebung mehr besteht (Erweiterte 
Vorbereitungshaft). Umgehung oder Behinderung liegt insbesondere vor, wenn der 
Ausländer seine Identität nicht offenlegt, an der Beschaffung von Reisedokumenten nicht 
ausreichend mitwirkt oder seiner Passbeschaffungspflicht nicht nachkommt. 
(3) Ein Ausländer ist zur Sicherung der Abschiebung in Haft zu nehmen (Sicherungshaft), 
wenn Fluchtgefahr besteht oder der Ausländer aufgrund einer unerlaubten Einreise 
vollziehbar ausreisepflichtig ist oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen 
ist, diese aber nicht unmittelbar vollzogen werden kann. Fluchtgefahr wird widerleglich 
vermutet, wenn  

1. der Ausländer über seine Identität täuscht oder getäuscht hat und die Angabe 
nicht selbst berichtigt hat, insbesondere durch Unterdrückung oder Vernichtung von 
Identitäts- oder Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen Identität,  

2. der Ausländer asyl- oder aufenthaltsrechtliche Mitwirkungshandlungen zur 
Feststellung der Identität verweigert oder unterlassen hat,  
3. die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer seinen Aufenthaltsort 
gewechselt hat, ohne der zuständigen Behörde eine Anschrift anzugeben, unter der 
er erreichbar ist oder er gegen eine Pflicht nach § 61 Absatz 1 bis 1d oder 1g 
verstoßen hat,  

4. der Ausländer eine zur Sicherung und Durchsetzung der Ausreisepflicht verhängte 
Auflage nach § 61 Absatz 1f nicht erfüllt hat,  

5. der Ausländer zu einem Termin, der zur Vorbereitung der Durchsetzung der 
Ausreisepflicht dient oder das Abschiebungsverfahren betrifft, insbesondere zur 
Durchführung einer Anhörung, nicht an dem von der Ausländerbehörde 
angegebenen Ort angetroffen wurde, sofern der Ausländer bei der Ankündigung des 



Termins auf die Möglichkeit seiner Inhaftnahme im Falle des Nichtantreffens 
hingewiesen wurde,  

6. der Ausländer sich entgegen § 11 Absatz 1 Satz 2 im Bundesgebiet aufhält, oder  

7. der Ausländer Vorbereitungshandlungen von vergleichbarem Gewicht 
vorgenommen hat, um sich der Abschiebung zu entziehen oder sich in sonstiger 
Weise der Abschiebung entzogen hat oder erklärt hat, dass er sich der Abschiebung 
entziehen will.  

Konkrete Anhaltspunkte für Fluchtgefahr sind insbesondere:  
1. der Ausländer hat zu seiner Einreise Geldbeträge aufgewandt, die nach seinem 
Maßstab erheblich sind,  

2. von dem Ausländer geht eine erhebliche Gefahr für Leib oder Leben oder 
bedeutende Rechtsgüter Dritter aus,  

3. der Ausländer hat wiederholt Straftaten begangen,  

4. der Ausländer erfüllt die Passbeschaffungspflicht nicht,  

5. der Ausländer hat keinen festen Wohnsitz oder Anschrift, an der er sich 
überwiegend aufhält,  

6. der Ausländer ist aus einem oder in einen anderen für sein Verfahren nicht 
zuständigen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Schengen-Staat eingereist, 
oder  

7. der Ausländer zu einer angeordneten Beratung über Möglichkeiten der freiwilligen 
Ausreise nicht an dem von der Ausländerbehörde angegebenen Ort angetroffen 
wurde, sofern der Ausländer bei der Ankündigung des Termins auf die Möglichkeit 
seiner Inhaftnahme im Falle des Nichtantreffens hingewiesen wurde,  

Von der Anordnung der Sicherungshaft nach Satz 1 Variante 2 kann ausnahmsweise 
abgesehen werden, wenn der Ausländer glaubhaft macht, dass er sich der Abschiebung 
nicht entziehen will.“  
(3) Ein Ausländer ist zur Sicherung der Abschiebung auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen 
(Sicherungshaft), wenn  

1. der Ausländer auf Grund einer unerlaubten Einreise vollziehbar ausreisepflichtig ist, 
1a. eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen ist, diese aber nicht unmittelbar 
vollzogen werden kann, 
2. die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer seinen Aufenthaltsort gewechselt hat, 
ohne der Ausländerbehörde eine Anschrift anzugeben, unter der er erreichbar ist, 
3. er aus von ihm zu vertretenden Gründen zu einem für die Abschiebung angekündigten 
Termin nicht an dem von der Ausländerbehörde angegebenen Ort angetroffen wurde, 
4. er sich in sonstiger Weise der Abschiebung entzogen hat oder 
5. im Einzelfall Gründe vorliegen, die auf den in § 2 Absatz 14 festgelegten Anhaltspunkten 
beruhen und deshalb der begründete Verdacht besteht, dass er sich der Abschiebung 
durch Flucht entziehen will (Fluchtgefahr). 

Von der Anordnung der Sicherungshaft nach Satz 1 Nr. 1 kann ausnahmsweise abgesehen 
werden, wenn der Ausländer glaubhaft macht, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen will. 
Die Sicherungshaft ist unzulässig, wenn feststeht, dass aus Gründen, die der Ausländer nicht zu 
vertreten hat, die Abschiebung nicht innerhalb der nächsten drei Monate durchgeführt werden 
kann. Abweichend von Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem Ausländer, von dem eine 
erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit 
ausgeht, auch dann zulässig, wenn die Abschiebung nicht innerhalb der nächsten drei Monate 
durchgeführt werden kann. 
(4) Die Sicherungshaft und die Erweiterte Vorbereitungshaft können kann bis zu sechs 
Monaten angeordnet werden. Sie können kann in Fällen, in denen der Ausländer  
nicht in rechtlich erforderlichem Maße zur Ermöglichung der Ausreise oder Abschiebung 
kooperiert seine Abschiebung verhindert, um höchstens zwölf Monate verlängert werden. Eine 



Verlängerung um höchstens zwölf Monate ist auch möglich, soweit die Haft auf der Grundlage des 
Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1a angeordnet worden ist und sich die Übermittlung der für die 
Abschiebung erforderlichen Unterlagen oder Dokumente durch den zur Aufnahme verpflichteten 
oder bereiten Drittstaat verzögert ; auch wenn die Verzögerung dem Ausländer nicht 
zuzurechnen ist. Eine Vorbereitungshaft ist auf die Gesamtdauer der Sicherungshaft sowie der 
Erweiterten Vorbereitungshaft anzurechnen. 
(4a) Ist die Abschiebung gescheitert, bleibt die Anordnung bis zum Ablauf der Anordnungsfrist 
unberührt, sofern die Voraussetzungen für die Haftanordnung unverändert fortbestehen. 
(5) Die für den Haftantrag zuständige Behörde kann einen Ausländer ohne vorherige richterliche 
Anordnung festhalten und vorläufig in Gewahrsam nehmen, wenn  

1. der dringende Verdacht für das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 
besteht, 
2. die richterliche Entscheidung über die Anordnung der Sicherungshaft nicht vorher 
eingeholt werden kann und 
3. der begründete Verdacht vorliegt, dass sich der Ausländer der Anordnung der 
Sicherungshaft entziehen will. 

Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter zur Entscheidung über die Anordnung der 
Sicherungshaft vorzuführen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Ausländer nach der 
Festnahme oder Ingewahrsamnahme unverzüglich dem für die Haftanordnung zuständigen 
Richter vorgeführt werden soll. 

 

§ 62a Vollzug der Abschiebungshaft 

(1) Abschiebungsgefangene sind getrennt von Strafgefangenen unterzubringen. Die 
Abschiebungshaft wird grundsätzlich in speziellen Hafteinrichtungen vollzogen. Sind spezielle 
Hafteinrichtungen im Bundesgebiet nicht vorhanden oder geht von dem Ausländer eine erhebliche 
Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus, kann 
sie in sonstigen Haftanstalten vollzogen werden; die Abschiebungsgefangenen sind in diesem Fall 
getrennt von Strafgefangenen unterzubringen. Werden mehrere Angehörige einer Familie 
inhaftiert, so sind diese getrennt von den übrigen Abschiebungsgefangenen unterzubringen. Ihnen 
ist ein angemessenes Maß an Privatsphäre zu gewährleisten. 
(2) – (5) unverändert 
 

Weitere Änderung des Aufenthaltsgesetzes zum 1. Juli 2022 

§ 62a Vollzug der Abschiebungshaft 

(1) Die Abschiebungshaft wird grundsätzlich in speziellen Hafteinrichtungen vollzogen. Sind 
spezielle Hafteinrichtungen im Bundesgebiet nicht vorhanden oder geht von dem Ausländer 
eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren 
Sicherheit aus, kann sie in sonstigen Haftanstalten vollzogen werden; die 
Abschiebungsgefangenen sind in diesem Fall getrennt von Strafgefangenen unterzubringen. 
Werden mehrere Angehörige einer Familie inhaftiert, so sind diese getrennt von den übrigen 
Abschiebungsgefangenen unterzubringen. Ihnen ist ein angemessenes Maß an Privatsphäre 
zu gewährleisten. Besteht die Ausreisepflicht aufgrund oder infolge einer strafrechtlichen 
Verurteilung, kann die Abschiebungshaft in sonstigen Haftanstalten vollzogen werden. 

 
 
§ 62b Ausreisegewahrsam  
(1) Unabhängig vom Vorliegen von Fluchtgefahr und den Voraussetzungen der 
Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 kann ein Ausländer auf richterliche Anordnung bis zu 
zehn Tage in Gewahrsam genommen werden, wenn  



1. die Ausreisefrist abgelaufen ist, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet an 
der Ausreise gehindert und  

2. feststeht, dass die Abschiebung innerhalb der Frist durchgeführt werden kann.  
Von der Anordnung des Ausreisegewahrsams ist abzusehen, wenn der Ausländer 
glaubhaft macht oder wenn offensichtlich ist, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen 
will.  
(2) Der Ausreisegewahrsam wird im Transitbereich eines Flughafens oder in eine 
Unterkunft, von wo aus die Ausreise des Ausländers ohne Zurücklegen einer größeren 
Entfernung auf dessen Anforderung möglich ist, vollzogen.  
(3) § 62 Absatz 1 und 4a und § 62a finden entsprechend Anwendung.  

 

 

§ 62b Ausreisegewahrsam 

(1) Unabhängig von den Voraussetzungen der Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 kann ein 
Ausländer zur Sicherung der Durchführbarkeit der Abschiebung auf richterliche Anordnung für die 
Dauer von längstens zehn Tagen in Gewahrsam genommen werden, wenn  

1. die Ausreisefrist abgelaufen ist, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet an der 
Ausreise gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht erheblich und 
2. der Ausländer ein Verhalten gezeigt hat, das erwarten lässt, dass er die Abschiebung 
erschweren oder vereiteln wird, indem er fortgesetzt seine gesetzlichen 
Mitwirkungspflichten verletzt hat oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit 
getäuscht hat (Ausreisegewahrsam). 

Von der Anordnung des Ausreisegewahrsams ist abzusehen, wenn der Ausländer glaubhaft 
macht oder wenn offensichtlich ist, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen will. Der 
Ausreisegewahrsam ist unzulässig, wenn feststeht, dass die Abschiebung nicht innerhalb der 
Anordnungsfrist nach Satz 1 durchgeführt werden kann. 
(2) Der Ausreisegewahrsam wird im Transitbereich eines Flughafens oder in einer Unterkunft 
vollzogen, von wo aus die Ausreise des Ausländers möglich ist. 
(3) § 62 Absatz 1 und 4a und § 62a finden entsprechend Anwendung. 
  

§§ 63 – 70 unverändert 

§ 71 Zuständigkeit 

(1) Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach diesem Gesetz 
und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen sind die Ausländerbehörden 
zuständig. Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für 
einzelne Aufgaben nur eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. Für die 
Vollziehung von Abschiebungen ist in den Ländern jeweils eine zentral zuständige Stelle zu 
bestimmen. 
(1a) Die Länder dürfen personenbezogene Daten zu ausreisepflichtigen Ausländern 
austauschen, wenn sie sich untereinander bei der Beendigung des Aufenthaltes 
unterstützen. 
(2) Im Ausland sind für Pass- und Visaangelegenheiten die vom Auswärtigen Amt ermächtigten 
Auslandsvertretungen zuständig. 
(3) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 
sind zuständig für  

1. die Zurückweisung und die Zurückschiebung an der Grenze, einschließlich der 
Überstellung von Drittstaatsangehörigen auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 604/2013, 



wenn der Ausländer von der Grenzbehörde im grenznahen Raum in unmittelbarem 
zeitlichen Zusammenhang mit einer unerlaubten Einreise angetroffen wird, 
1a. Abschiebungen an der Grenze, sofern der Ausländer bei oder nach der unerlaubten 
Einreise über eine Grenze im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 
2016/399 Verordnung (EG) Nr. 562/2006 (Binnengrenze) aufgegriffen wird, 
1b. Abschiebungen an der Grenze, sofern der Ausländer bereits unerlaubt eingereist ist, 
sich danach weiter fortbewegt hat und in einem anderen Grenzraum oder auf einem als 
Grenzübergangsstelle zugelassenen oder nicht zugelassenen Flughafen, Flug- oder 
Landeplatz oder See- oder Binnenhafen aufgegriffen wird, 
1c. die Befristung der Wirkungen auf Grund der von ihnen vorgenommenen Ab- und 
Zurückschiebungen nach § 11 Absatz 2, 4 und 8, 
1d. die Rückführungen von Ausländern aus anderen und in andere Staaten ; die 
Zuständigkeit besteht neben derjenigen der in Absatz 1 und in Absatz 5 bestimmten 
Stellen, und 
1e. die Beantragung von Haft und die Festnahme, soweit es zur Vornahme der in den 
Nummern 1 bis 1d bezeichneten Maßnahmen erforderlich ist, 

 
Rest unverändert 

§ 71a unverändert 

§ 72 Beteiligungserfordernisse 

(1) Eine Betretenserlaubnis (§ 11 Absatz 8) darf nur mit Zustimmung der für den vorgesehenen 
Aufenthaltsort zuständigen Ausländerbehörde erteilt werden. Die Behörde, die den Ausländer 
ausgewiesen, abgeschoben oder zurückgeschoben hat, ist in der Regel zu beteiligen. 
(2) Über das Vorliegen eines zielstaatsbezogenen Abschiebungsverbots nach § 60 Absatz 5 oder 
7 und das Vorliegen eines Ausschlusstatbestandes nach § 25 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 bis 4 
entscheidet die Ausländerbehörde nur nach vorheriger Beteiligung des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge. 
(3) Räumliche Beschränkungen, Auflagen und Bedingungen, Befristungen nach § 11 Absatz 2 
Satz 1, Anordnungen nach § 47 und sonstige Maßnahmen gegen einen Ausländer, der nicht im 
Besitz eines erforderlichen Aufenthaltstitels ist, dürfen von einer anderen Behörde nur im 
Einvernehmen mit der Behörde geändert oder aufgehoben werden, die die Maßnahme 
angeordnet hat. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Aufenthalt des Ausländers nach den 
Vorschriften des Asylgesetzes auf den Bezirk der anderen Ausländerbehörde beschränkt ist. 
(4) Hat die zuständige Behörde Anhaltspunkte, dass gegen den Ausländer öffentliche Klage 
erhoben oder ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, hat sie die Absicht 
der Ausweisung oder Abschiebung der zuständigen Staatsanwaltschaft mitzuteilen. Die 
Ausweisung oder Abschiebung eines Ausländers, gegen den öffentliche Klage erhoben 
oder ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, ist auszusetzen, wenn die 
zuständige Staatsanwaltschaft es innerhalb 21 Tagen nach Zugang der Mitteilung verlangt. 
Eine Ausweisung oder Abschiebung vor Ablauf dieser Frist ist möglich, wenn individuelles 
oder generelles Einvernehmen mit der zuständigen Staatsanwaltschaft besteht. Ein 
Ausländer, gegen den öffentliche Klage erhoben oder ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
eingeleitet ist, darf nur im Einvernehmen mit der zuständigen Staatsanwaltschaft ausgewiesen 
und abgeschoben werden. Ein Ausländer, der zu schützende Person im Sinne des Zeugenschutz-
Harmonisierungsgesetzes ist, darf nur im Einvernehmen mit der Zeugenschutzdienststelle 
ausgewiesen oder abgeschoben werden. Das Widerspruchsrecht der Staatsanwaltschaft nach 
Satz 2 besteht nicht Des Einvernehmens der Staatsanwaltschaft nach Satz 1 bedarf es nicht, 
wenn nur ein geringes Strafverfolgungsinteresse besteht. Dies ist der Fall, wenn die Erhebung der 
öffentlichen Klage oder die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen einer Straftat nach § 95 
dieses Gesetzes oder nach § 9 des Gesetzes über die allgemeine Freizügigkeit von 
Unionsbürgern und begleitender Straftaten nach dem Strafgesetzbuch mit geringem 
Unrechtsgehalt erfolgt ist. Insoweit sind begleitende Straftaten mit geringem Unrechtsgehalt 



Straftaten nach § 113 Absatz 1, den §§ 123, 185, 223, 242, 263 Absatz 1, 2 und 4, den §§ 265a, 
267 Absatz 1 und 2, § 271 Absatz 1, 2 und 4, den §§ 273, 274, 281, 303 des Strafgesetzbuches, 
es sei denn, diese Strafgesetze werden durch mehr als drei verschiedene Handlungen mehrmals 
verletzt oder es wird ein Strafantrag gestellt. 
(5) – (7) unverändert 
 

§§ 72a – 74a unverändert 

§ 75 Aufgaben 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat unbeschadet der Aufgaben nach anderen 
Gesetzen folgende Aufgaben:  

1. Koordinierung der Informationen über den Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit 
zwischen den Ausländerbehörden, der Bundesagentur für Arbeit und der für Pass- und 
Visaangelegenheiten vom Auswärtigen Amt ermächtigten deutschen Auslandsvertretungen; 
2.  

a) Entwicklung von Grundstruktur und Lerninhalten des Integrationskurses nach § 43 
Abs. 3 und der berufsbezogenen Deutschsprachförderung nach § 45a, 
b) deren Durchführung und 
c) Maßnahmen nach § 9 Abs. 5 des Bundesvertriebenengesetzes; 

3. fachliche Zuarbeit für die Bundesregierung auf dem Gebiet der Integrationsförderung und 
der Erstellung von Informationsmaterial über Integrationsangebote von Bund, Ländern und 
Kommunen für Ausländer und Spätaussiedler; 
4. Betreiben wissenschaftlicher Forschungen über Migrationsfragen (Begleitforschung) zur 
Gewinnung analytischer Aussagen für die Steuerung der Zuwanderung; 
4a. Betreiben wissenschaftlicher Forschungen über Integrationsfragen; 
5. Zusammenarbeit mit den Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union als Nationale Kontaktstelle und zuständige Behörde nach Artikel 27 der Richtlinie 
2001/55/EG, Artikel 25 der Richtlinie 2003/109/EG, Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie 
2009/50/EG, Artikel 26 der Richtlinie 2014/66/EU und Artikel 37 der Richtlinie (EU) 
2016/801 sowie für Mitteilungen nach § 51 Absatz 8a; 
6. Führung des Registers nach § 91a; 
7. Koordinierung der Programme und Mitwirkung an Projekten zur Förderung der 
freiwilligen Rückkehr sowie Auszahlung hierfür bewilligter Mittel; 
8. die Durchführung des Aufnahmeverfahrens nach § 23 Abs. 2 und 4 und die Verteilung 
der nach § 23 sowie der nach § 22 Satz 2 aufgenommenen Ausländer auf die Länder; 
9. Durchführung einer migrationsspezifischen Beratung nach § 45 Satz 1, soweit sie nicht 
durch andere Stellen wahrgenommen wird; hierzu kann es sich privater oder öffentlicher 
Träger bedienen; 
10. Anerkennung von Forschungseinrichtungen zum Abschluss von 
Aufnahmevereinbarungen nach § 20; hierbei wird das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge durch einen Beirat für Forschungsmigration unterstützt; 
11. Informationsübermittlung und Auswertung von Erkenntnissen der 
Bundesbehörden, insbesondere des Bundeskriminalamtes, der Bundespolizei und 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz, zu ausreisepflichtigen Ausländern und zu 
Ausländern, bei denen wegen Gefährdung der öffentlichen Sicherheit ausländer-, 
asyl- oder staatsangehörigkeitsrechtliche Maßnahmen in Betracht kommen sowie die 
Koordinierung dieses Informationsaustausches; 
11. Koordinierung der Informationsübermittlung und Auswertung von Erkenntnissen der 
Bundesbehörden, insbesondere des Bundeskriminalamtes und des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, zu Ausländern, bei denen wegen Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit ausländer-, asyl- oder staatsangehörigkeitsrechtliche Maßnahmen in Betracht 
kommen; 



12. Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 1 Befristung 
eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 2 im Fall einer 
Abschiebungsandrohung nach den §§ 34, 35 des Asylgesetzes oder einer 
Abschiebungsanordnung nach § 34a des Asylgesetzes sowie die Anordnung und 
Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 7. 

 

§ 76 (weggefallen) 

§ 77 Schriftform; Ausnahme von Formerfordernissen 

(1) Die folgenden Verwaltungsakte bedürfen der Schriftform und sind mit Ausnahme der Nr. 5 mit 
einer Begründung zu versehen:  

1. der Verwaltungsakt,  
a) durch den ein Passersatz, ein Ausweisersatz oder ein Aufenthaltstitel versagt, 
räumlich oder zeitlich beschränkt oder mit Bedingungen und Auflagen versehen wird 
oder 
b) mit dem die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung zum 
Aufenthaltstitel versagt wird, sowie 

2. die Ausweisung, 
3. die Abschiebungsanordnung nach § 58a Absatz 1 Satz 1, 
4. die Androhung der Abschiebung, 
5. die Aussetzung der Abschiebung, 
6. Beschränkungen des Aufenthalts nach § 12 Absatz 4, 
7. die Anordnungen nach den §§ 47 und 56, 
8. die Rücknahme und der Widerruf von Verwaltungsakten nach diesem Gesetz sowie 
9. die Entscheidung über die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 
Absatz 6 oder 7 und über die Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11. 

Einem Verwaltungsakt, mit dem ein Aufenthaltstitel versagt oder mit dem ein Aufenthaltstitel zum 
Erlöschen gebracht wird, sowie der Entscheidung über einen Antrag auf Befristung nach § 11 
Absatz 1 Satz 3 ist eine Erklärung beizufügen. Mit dieser Erklärung wird der Ausländer über den 
Rechtsbehelf, der gegen den Verwaltungsakt gegeben ist, und über die Stelle, bei der dieser 
Rechtsbehelf einzulegen ist, sowie über die einzuhaltende Frist belehrt; in anderen Fällen ist die 
vorgenannte Erklärung der Androhung der Abschiebung beizufügen. 
(1a) – (3) unverändert 
 

§§ 78 – 81 unverändert 

 

§ 82 Mitwirkung des Ausländers 

(1) Der Ausländer ist verpflichtet, seine Belange und für ihn günstige Umstände, soweit sie nicht 
offenkundig oder bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarer Umstände unverzüglich geltend zu 
machen und die erforderlichen Nachweise über seine persönlichen Verhältnisse, sonstige 
erforderliche Bescheinigungen und Erlaubnisse sowie sonstige erforderliche Nachweise, die er 
erbringen kann, unverzüglich beizubringen. Die Ausländerbehörde kann ihm dafür eine 
angemessene Frist setzen. Sie setzt ihm eine solche Frist, wenn sie die Bearbeitung eines 
Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels wegen fehlender oder unvollständiger Angaben 
aussetzt, und benennt dabei die nachzuholenden Angaben. Nach Ablauf der Frist geltend 
gemachte Umstände und beigebrachte Nachweise können unberücksichtigt bleiben. Der 
Ausländer, der eine ICT-Karte nach § 19b beantragt hat, ist verpflichtet, der zuständigen 
Ausländerbehörde jede Änderung mitzuteilen, die während des Antragsverfahrens eintritt und die 
Auswirkungen auf die Voraussetzungen der Erteilung der ICT-Karte hat. 



(2) Absatz 1 findet im Widerspruchsverfahren entsprechende Anwendung. 
(3) Der Ausländer soll auf seine Pflichten nach Absatz 1 sowie seine wesentlichen Rechte und 
Pflichten nach diesem Gesetz, insbesondere die Verpflichtungen aus den §§ 44a, 48, 49 und 81 
und die Möglichkeit der Antragstellung nach § 11 Abs. 1 Satz 3 hingewiesen werden. Im Falle der 
Fristsetzung ist er auf die Folgen der Fristversäumung hinzuweisen. 
(4) (6) unverändert 

§ 83 unverändert 

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage 

(1) Widerspruch und Klage gegen  
1. die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung des Aufenthaltstitels, 
1a. Maßnahmen nach § 49, 
1b. die Anordnung einer räumlichen Beschränkung nach § 61 Absatz 1c, 
2. die Auflage nach § 61 Absatz 1e, in einer Ausreiseeinrichtung Wohnung zu nehmen, 
2a. Auflagen und Bedingungen zur Sicherung und Durchsetzung der Ausreisepflicht 
nach § 61 Absatz 1f. 
3. die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung, die die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit betrifft sowie die Auflage nach § 60a Absatz 6 Satz 3,  
4. den Widerruf des Aufenthaltstitels des Ausländers nach § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 in den 
Fällen des § 75 Absatz 2 Satz 1 des Asylgesetzes, 
4a. der Widerruf der Duldung nach § 60b Absatz 3 Satz 1 und § 60a Absatz 5 Satz 2, 
die Erteilung der Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht 
(Ausreiseaufforderung) nach § 60b Absatz 1 sowie die Ablehnung eines Antrags auf 
Erteilung oder Verlängerung einer Duldung nach § 60a, 
5. den Widerruf oder die Rücknahme der Anerkennung von Forschungseinrichtungen für 
den Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach § 20, 
6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 Absatz 2 Satz 1, 
7. die Anordnung Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11, 
8. die nachträgliche Befristung nach § 7 Absatz 2 Satz 2 sowie die Anordnung eines 
Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 6 sowie 
9. die Feststellung nach § 85a Absatz 1 Satz 2 

haben keine aufschiebende Wirkung. 
Die Klage gegen die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 7 hat 
keine aufschiebende Wirkung. 
(2) unverändert 
 

§§ 85 – 94 unverändert 

§ 95 Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. entgegen § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 48 Abs. 2 sich im Bundesgebiet aufhält, 
2. ohne erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 1 sich im Bundesgebiet 
aufhält, wenn  

a) er vollziehbar ausreisepflichtig ist, 
b) ihm eine Ausreisefrist nicht gewährt wurde oder diese abgelaufen ist und 
c) dessen Abschiebung nicht ausgesetzt ist, 

3. entgegen § 14 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 in das Bundesgebiet einreist, 
4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 46 Abs. 2 Satz 1 oder 2 oder § 47 Abs. 1 Satz 2 
oder Abs. 2 zuwiderhandelt, 
4a. einer vollziehbaren Anordnung nach oder § 47 Absatz 1 Satz 2 oder  
Absatz 2 zuwiderhandelt, 



5. entgegen § 49 Abs. 2 eine Angabe nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht, sofern 
die Tat nicht in Absatz 2 Nr. 2 mit Strafe bedroht ist, 
6. entgegen § 49 Abs. 10 eine dort genannte Maßnahme nicht duldet, 
6a. entgegen § 56 wiederholt einer Meldepflicht nicht nachkommt, wiederholt gegen 
räumliche Beschränkungen des Aufenthalts oder sonstige Auflagen verstößt oder trotz 
wiederholten Hinweises auf die rechtlichen Folgen einer Weigerung der Verpflichtung zur 
Wohnsitznahme nicht nachkommt oder entgegen § 56 Abs. 4 bestimmte 
Kommunikationsmittel nutzt oder bestimmte Kontaktverbote nicht beachtet, 
7. wiederholt einer räumlichen Beschränkung nach § 61 Abs. 1 oder Absatz 1c 
zuwiderhandelt oder 
8. im Bundesgebiet einer überwiegend aus Ausländern bestehenden Vereinigung oder 
Gruppe angehört, deren Bestehen, Zielsetzung oder Tätigkeit vor den Behörden geheim 
gehalten wird, um ihr Verbot abzuwenden. 

(1a) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich eine in § 404 Abs. 2 Nr. 4 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch oder in § 98 Abs. 3 Nr. 1 bezeichnete Handlung begeht, für den Aufenthalt im 
Bundesgebiet nach § 4 Abs. 1 Satz 1 eines Aufenthaltstitels bedarf und als Aufenthaltstitel nur ein 
Schengen-Visum nach § 6 Abs. 1 Nummer 1 besitzt. 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

1. entgegen § 11 Absatz 1 oder in Zuwiderhandlung einer vollziehbaren Anordnung nach  
§ 11 Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 

a) in das Bundesgebiet einreist oder 
b) sich darin aufhält, 

1a. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § 56a Absatz 1 zuwiderhandelt und 
dadurch die kontinuierliche Feststellung seines Aufenthaltsortes durch eine in § 56a Absatz 
3 genannte zuständige Stelle verhindert oder , 
2. unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen einen Aufenthaltstitel oder eine Duldung zu beschaffen oder das Erlöschen oder 
die nachträgliche Beschränkung des Aufenthaltstitels oder der Duldung abzuwenden oder 
eine so beschaffte Urkunde wissentlich zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht . oder 
3. die Vollziehung einer bestehenden Ausreisepflicht dadurch beeinträchtigt, dass er  

a) über geplante Maßnahmen zur Feststellung der Identität ausreisepflichtiger 
Ausländer mit dem Ziel einer Behinderung derselben informiert, oder  

b) ohne Erlaubnis der zuständigen Behörde geplante Zeitpunkte oder 
Zeiträume einer bevorstehenden Abschiebung veröffentlicht, an einen 
unbestimmten Personenkreis gelangen lässt oder einem ausreisepflichtigen 
Ausländer mitteilt.  

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und Nr. 4 und der Absätze 1a und 2 Nr. 1 Buchstabe a und 
Buchstabe b ist der Versuch strafbar. 
(4) – (7) unverändert 
 

§§ 96 – 99 unverändert 

§ 99a Weitere Verordnungsermächtigung  

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Handlungspflichten und 
Zumutbarkeit der Passbeschaffungspflicht zu regeln und ein Muster für eine 
Bescheinigung nach § 60b zu bestimmen. 

§§ 100 – 103 unverändert 

 



§ 104 Übergangsregelungen 

(1) – (11) unverändert 
(12) Im Falle einer Abschiebungsandrohung nach den §§ 34 und 35 des Asylgesetzes oder einer 
Abschiebungsanordnung nach § 34a des Asylgesetzes, die bereits vor dem 1. August 2015 
erlassen oder angeordnet worden ist, sind die Ausländerbehörden für die Anordnung Befristung 
eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 2 zuständig. 
(13) – (14) unverändert 
 

§ 104a – 105c unverändert 

 

 

§ 106 Einschränkung von Grundrechten 

(1) Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) , 
und der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes)  
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetztes) werden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 
(2) Das Verfahren bei Freiheitsentziehungen richtet sich nach Buch 7 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Ist über 
die Fortdauer der Zurückweisungshaft oder der Abschiebungshaft zu entscheiden, so kann das 
Amtsgericht das Verfahren durch unanfechtbaren Beschluss an das Gericht abgeben, in dessen 
Bezirk die Zurückweisungshaft oder Abschiebungshaft jeweils vollzogen wird. 
(3) Das Verfahren bei Durchsuchungen von Wohnungen richtet sich im Übrigen nach Buch 
1 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
 
 
Art. 2 RE Änderungen der Aufenthaltsverordnung 

§ 5 Allgemeine Voraussetzungen der Ausstellung des Reiseausweises für 
Ausländer 

(1) Einem Ausländer, der nachweislich keinen Pass oder Passersatz besitzt und ihn nicht auf 
zumutbare Weise erlangen kann (§ 56 Absatz 1a), kann nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen ein Reiseausweis für Ausländer ausgestellt werden. 

(2) (weggefallen) 
Als zumutbar im Sinne des Absatzes 1 gilt es insbesondere, 

1. derart rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit eines Passes oder Passersatzes bei den 
zuständigen Behörden im In- und Ausland die erforderlichen Anträge für die Neuerteilung 
oder Verlängerung zu stellen, dass mit der Neuerteilung oder Verlängerung innerhalb der 
Gültigkeitsdauer des bisherigen Passes oder Passersatzes gerechnet werden kann, 

2. in der den Bestimmungen des deutschen Passrechts, insbesondere den §§ 6 und 15 des 
Passgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, entsprechenden Weise an der Ausstellung 
oder Verlängerung mitzuwirken und die Behandlung eines Antrages durch die Behörden 
des Herkunftsstaates nach dem Recht des Herkunftsstaates zu dulden, sofern dies nicht zu 
einer unzumutbaren Härte führt, 



3. die Wehrpflicht, sofern deren Erfüllung nicht aus zwingenden Gründen unzumutbar ist, 
und andere zumutbare staatsbürgerliche Pflichten zu erfüllen oder 

4. für die behördlichen Maßnahmen die vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten 
Gebühren zu zahlen. 

(3) – (5) unverändert 

 

§ 55 Ausweisersatz 

(1) Einem Ausländer,  

1. der einer Ausweispflicht nach § 48 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes unterliegt 
oder der einen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz nicht besitzt und nicht in 
zumutbarer Weise erlangen kann oder 

2. dessen Pass oder Passersatz einer inländischen Behörde vorübergehend überlassen wurde, 

wird auf Antrag ein Ausweisersatz (§ 48 Abs. 2 in Verbindung mit § 78 Absatz 1 Satz 4 oder § 78a Absatz 4 
des Aufenthaltsgesetzes) ausgestellt, sofern er einen Aufenthaltstitel besitzt oder seine Abschiebung 
ausgesetzt ist. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn ein Antrag des Ausländers auf Ausstellung eines 
Reiseausweises für Ausländer, eines Reiseausweises für Flüchtlinge oder eines Reiseausweises für 
Staatenlose abgelehnt wird und die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt sind. § 5 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) – (3) unverändert 

 

§ 56 Passbeschaffungspflicht und ausweisrechtliche Pflichten 

(1) Ein Ausländer, der sich im Bundesgebiet aufhält, ist verpflichtet, 

1. in Fällen, in denen er keinen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzt, 
unverzüglich, ansonsten so rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeitsdauer seines Passes oder 
Passersatzes die Verlängerung oder Neuausstellung eines Passes oder Passersatzes zu 
beantragen, dass mit der Neuerteilung oder Verlängerung innerhalb der Gültigkeitsdauer des 
bisherigen Passes oder Passersatzes gerechnet werden kann, 

2. unverzüglich einen neuen Pass oder Passersatz zu beantragen, wenn der bisherige Pass oder 
Passersatz aus anderen Gründen als wegen Ablaufs der Gültigkeitsdauer ungültig geworden oder 
abhanden gekommen ist, 

3. unverzüglich einen neuen Pass oder Passersatz oder die Änderung seines bisherigen Passes 
oder Passersatzes zu beantragen, sobald im Pass oder Passersatz enthaltene Angaben 
unzutreffend sind, 

4. unverzüglich einen Ausweisersatz zu beantragen, wenn die Ausstellungsvoraussetzungen nach § 
55 Abs. 1 oder 2 erfüllt sind und kein deutscher Passersatz beantragt wurde, 

5. der für den Wohnort, ersatzweise den Aufenthaltsort im Inland zuständigen Ausländerbehörde 
oder einer anderen nach Landesrecht zuständigen Stelle unverzüglich den Verlust und das 
Wiederauffinden seines Passes, seines Passersatzes oder seines Ausweisersatzes anzuzeigen; bei 
Verlust im Ausland kann die Anzeige auch gegenüber einer deutschen Auslandsvertretung erfolgen, 
welche die zuständige oder zuletzt zuständige Ausländerbehörde unterrichtet, 

6. einen wiederaufgefundenen Pass oder Passersatz unverzüglich zusammen mit sämtlichen nach 
dem Verlust ausgestellten Pässen oder in- oder ausländischen Passersatzpapieren der für den 
Wohnort, ersatzweise den Aufenthaltsort im Inland zuständigen Ausländerbehörde vorzulegen, 



selbst wenn er den Verlust des Passes oder Passersatzes nicht angezeigt hat; bei Verlust im 
Ausland kann die Vorlage auch bei einer deutschen Auslandsvertretung erfolgen, welche die 
zuständige oder zuletzt zuständige Ausländerbehörde unterrichtet, 

7. seinen deutschen Passersatz unverzüglich nach Ablauf der Gültigkeitsdauer oder, sofern eine 
deutsche Auslandsvertretung dies durch Eintragung im Passersatz angeordnet hat, nach der 
Einreise der zuständigen Ausländerbehörde vorzulegen; dies gilt nicht für Bescheinigungen über die 
Wohnsitzverlegung (§ 43 Abs. 2), Europäische Reisedokumente für die Rückkehr (§ 1 Abs. 8) und 
für Schülersammellisten (§ 1 Abs. 5), und 

8. seinen Pass oder Passersatz zur Anbringung von Vermerken über Ort und Zeit der Ein- und 
Ausreise, des Antreffens im Bundesgebiet sowie über Maßnahmen und Entscheidungen nach dem 
Aufenthaltsgesetz in seinem Pass oder Passersatz durch die Ausländerbehörden oder die 
Polizeibehörden des Bundes oder der Länder sowie die sonstigen mit der polizeilichen Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden auf Verlangen vorzulegen und die 
Vornahme einer solchen Eintragung zu dulden. 

(1a) Als zumutbar zur Erfüllung der Passbeschaffungspflicht (§ 3 Absatz 1 Satz 2 des 
Aufenthaltsgesetzes) gilt insbesondere  

1. derart rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit eines Passes oder Passersatzes bei den 
zuständigen Behörden im In- und Ausland die erforderlichen Anträge für die 
Neuerteilung oder Verlängerung zu stellen, dass mit der Neuerteilung oder 
Verlängerung innerhalb der Gültigkeitsdauer des bisherigen Passes oder 
Passersatzes gerechnet werden kann,  

2. in der den Bestimmungen des deutschen Passrechts, insbesondere den §§ 6 und 
15 des Passgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, entsprechenden Weise an der 
Ausstellung oder Verlängerung mitzuwirken und die Behandlung eines Antrages 
durch die Behörden des Herkunftsstaates nach dem Recht des Herkunftsstaates zu 
dulden, sofern dies nicht zu einer unzumutbaren Härte führt,  

3. die Wehrpflicht, sofern deren Erfüllung nicht aus zwingenden Gründen 
unzumutbar ist, und andere zumutbare staatsbürgerliche Pflichten zu erfüllen,  

4. für die behördlichen Maßnahmen die vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten 
Gebühren zu zahlen,  

5. an Anhörungen teilzunehmen, persönlich vorzusprechen, Lichtbilder 
entsprechend Anforderung anzufertigen, Fingerabdrücke abzugeben und für die 
nach Rechts- oder Verwaltungspraxis der Herkunftslandes erforderlichen Daten für 
die Ausstellung oder Verlängerung zu offenbaren,  

6. zu erklären, dass er freiwillig in den Herkunftsstaat ausreist, wenn er zur Ausreise 
nach deutschem Recht verpflichtet ist,  

7. sonstige nach der Rechts- oder Verwaltungspraxis der Herkunftslandes 
erforderliche Erklärungen abzugeben,  

8. Handlungen nach Absatz 1 und 1a wiederholt vorzunehmen, so lange nicht 
feststeht, dass die Erlangung eines Passes oder Passersatz trotz der Wiederholung 
unmöglich ist. 
 

Rest unverändert 
 

 

Art. 3 RE Änderungen im FamFG 

§ 62 Statthaftigkeit der Beschwerde nach Erledigung der Hauptsache 



(1) Hat sich die angefochtene Entscheidung in der Hauptsache erledigt, spricht das 
Beschwerdegericht auf Antrag aus, dass die Entscheidung des Gerichts des ersten Rechtszugs 
den Beschwerdeführer in seinen Rechten verletzt hat, wenn der Beschwerdeführer ein 
berechtigtes Interesse an der Feststellung hat. 

(2) Ein berechtigtes Interesse liegt in der Regel vor, wenn  

1. schwerwiegende Grundrechtseingriffe vorliegen oder 

2. eine Wiederholung konkret zu erwarten ist. 

(3) In Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft liegt ein 
berechtigtes Interesse auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 70 Absatz 2 Satz 1 
vor.  
(4) (3) Hat der Verfahrensbeistand oder der Verfahrenspfleger die Beschwerde eingelegt, gelten 
die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 70 Statthaftigkeit der Rechtsbeschwerde 

(1) Die Rechtsbeschwerde eines Beteiligten ist statthaft, wenn sie das Beschwerdegericht oder 
das Oberlandesgericht im ersten Rechtszug in dem Beschluss zugelassen hat. 

(2) Die Rechtsbeschwerde ist zuzulassen, wenn  

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

2. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 
Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts erfordert. 

Das Rechtsbeschwerdegericht ist an die Zulassung gebunden. 

(3) Die Rechtsbeschwerde gegen einen Beschluss des Beschwerdegerichts ist ohne Zulassung 
statthaft in  

1. Betreuungssachen zur Bestellung eines Betreuers, zur Aufhebung einer Betreuung, zur 
Anordnung oder Aufhebung eines Einwilligungsvorbehalts, 

2. Unterbringungssachen und Verfahren nach § 151 Nr. 6 und 7 sowie 

3. Freiheitsentziehungssachen. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 gilt dies nur, wenn sich die Rechtsbeschwerde gegen den 
Beschluss richtet, der die Unterbringung oder die freiheitsentziehende Maßnahme anordnet. In 
den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 ist die Rechtsbeschwerde abweichend von Satz 2 auch dann 
ohne Zulassung statthaft, wenn sie sich gegen den eine freiheitsentziehende Maßnahme 
ablehnenden oder zurückweisenden Beschluss in den in § 417 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 
genannten Verfahren richtet. In Fällen der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und 
Zurückweisungshaft ist die Beschwerde nur statthaft, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Satz 1 vorliegen. 

(4) Gegen einen Beschluss im Verfahren über die Anordnung, Abänderung oder Aufhebung einer 
einstweiligen Anordnung oder eines Arrests findet die Rechtsbeschwerde nicht statt. 

 

§ 417Antrag 

(1) Die Freiheitsentziehung darf das Gericht nur auf Antrag der zuständigen Verwaltungsbehörde 
anordnen. 



(2) Der Antrag ist zu begründen. Die Begründung hat folgende Tatsachen zu enthalten:  

1. die Identität des Betroffenen, 

2. den gewöhnlichen Aufenthaltsort des Betroffenen, 

3. die Erforderlichkeit der Freiheitsentziehung ,sowie 

4. die erforderliche Dauer der Freiheitsentziehung . sowie 

5. in Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft die 
Verlassenspflicht des Betroffenen sowie die Voraussetzungen und die Durchführbarkeit der 
Abschiebung, Zurückschiebung und Zurückweisung. 

Die Behörde soll in Verfahren der Abschiebungshaft mit der Antragstellung die Akte des 
Betroffenen vorlegen. 

(3) In Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft soll der Antrag 
enthalten:  

1. die Tatsachen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3,  

2. eine Einschätzung der erforderlichen Dauer der Freiheitsentziehung sowie  

3. die Verlassenspflicht des Betroffenen sowie die Voraussetzungen und die 
Durchführbarkeit der Abschiebung, Zurückschiebung oder Zurückweisung.  

Die Behörde soll mit Antragstellung die Akte des Betroffenen vorlegen. 

 

§ 427 Einstweilige Anordnung 

(1) Das Gericht kann durch einstweilige Anordnung eine vorläufige Freiheitsentziehung anordnen, 
wenn dringende Gründe für die Annahme bestehen, dass die Voraussetzungen für die Anordnung 
einer Freiheitsentziehung gegeben sind und ein dringendes Bedürfnis für ein sofortiges 
Tätigwerden besteht. Die vorläufige Freiheitsentziehung darf die Dauer von sechs Wochen nicht 
überschreiten. 

(2) Bei Gefahr im Verzug kann das Gericht eine einstweilige Anordnung bereits vor der 
persönlichen Anhörung des Betroffenen sowie vor Bestellung und Anhörung des 
Verfahrenspflegers erlassen; die Verfahrenshandlungen sind unverzüglich nachzuholen. In 
Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft gilt Satz 1 
entsprechend bei Gefahr der Erschwerung der Vollstreckung. 

(3) In Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft bedarf es 
abweichend von § 51 Absatz 1 Satz 1 keines Antrags für den Erlass einer einstweiligen 
Anordnung, wenn der Hauptsacheantrag der beteiligten Behörde Aussicht auf Erfolg hat 
oder hätte, seine Bescheidung aber zusätzliche Angaben der Behörde oder zusätzliche 
Ermittlungen des Gerichts erfordert oder die persönliche Anhörung des Betroffenen nicht 
sofort durchgeführt werden kann. 

 

§ 429 Ergänzende Vorschriften über die Beschwerde 

(1) Das Recht der Beschwerde steht der zuständigen Behörde zu. 

(2) Das Recht der Beschwerde steht im Interesse des Betroffenen  



1. dessen Ehegatten oder Lebenspartner, wenn die Ehegatten oder Lebenspartner nicht 
dauernd getrennt leben, sowie dessen Eltern und Kindern, wenn der Betroffene bei diesen 
lebt oder bei Einleitung des Verfahrens gelebt hat, den Pflegeeltern sowie 

2. einer von ihm benannten Person seines Vertrauens 

zu, wenn sie im ersten Rechtszug beteiligt worden sind. 

(3) Das Recht der Beschwerde steht dem Verfahrenspfleger zu. 

(4) Befindet sich der Betroffene bereits in einer abgeschlossenen Einrichtung, kann die 
Beschwerde auch bei dem Gericht eingelegt werden, in dessen Bezirk die Einrichtung liegt. 

(5) In Verfahren der Abschiebungs-, Zurückschiebungs- und Zurückweisungshaft besteht 
die Pflicht zur Anhörung des Betroffenen durch das Beschwerdegericht nicht, wenn dieser 
erstinstanzlich durch einen Rechtsanwalt oder Verfahrenspfleger vertreten war. 

 

Art. 4 RE Änderungen im AsylG 

§ 8 Übermittlung personenbezogener Daten 

(1) Öffentliche Stellen haben auf Ersuchen (§ 7 Abs. 1) den mit der Ausführung dieses Gesetzes 
betrauten Behörden ihnen bekannt gewordene Umstände mitzuteilen, soweit besondere 
gesetzliche Verwendungsregelungen oder überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen nicht entgegenstehen. 

(1a) Die für die Einleitung eines Strafverfahrens zuständigen Stellen haben in Strafsachen gegen 
den Betroffenen das Bundesamt unverzüglich zu unterrichten über  

1. die Erhebung der öffentlichen Klage, wenn eine Freiheits- oder Jugendstrafe von 
mehr als zwei Jahren Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren zu erwarten ist, 

2. die Erhebung der öffentlichen Klage wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher 
Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle 
Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte, und. 
2. die Erhebung der öffentlichen Klage wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten 
gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das 
Eigentum oder wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, sofern die Straftat mit 
Gewalt, unter Anwendung von Drohung mit Gefahr für Leib oder Leben oder mit List 
begangen worden ist oder eine Straftat nach § 177 des Strafgesetzbuches ist, wenn eine 
Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens einem Jahr zu erwarten ist, und 

3. die Erledigung eines Strafverfahrens  

a) durch eine rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von 
mehr als zwei Jahren Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren, 
b) durch eine rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe 
von mindestens einem Jahr wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher 
Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle 
Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte, oder. 

b) durch eine rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von 
mindestens einem Jahr wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten gegen 
das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das 



Eigentum oder wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, sofern die Straftat 
mit Gewalt, unter Anwendung von Drohung mit Gefahr für Leib oder Leben oder mit 
List begangen worden ist oder eine Straftat nach § 177 des Strafgesetzbuches ist, 
oder 

c) in sonstiger Weise im Falle einer vorausgegangenen Unterrichtung nach Nr. 1 
oder 2. 

(1b) – (6) unverändert  

 

§ 14 Antragstellung 

(1) – (2) unverändert 

(3) Befindet sich der Ausländer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 in  

1. Untersuchungshaft, 

2. Strafhaft, 

3. Vorbereitungshaft nach § 62 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes, 

4. Erweiterter Vorbereitungshaft nach § 62 Absatz 2a des Aufenthaltsgesetzes 

4. Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 Satz als 1 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes, weil er sich 
nach der unerlaubten Einreise länger einen Monat ohne Aufenthaltstitel im Bundesgebiet 
aufgehalten hat, 

5. Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1a bis 5 des Aufenthaltsgesetzes, 

6. Haft gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013,  

7. Gewahrsam nach § 62 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes,  

8. Zurückweisungshaft nach § 15 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes,  
steht die Asylantragstellung der Anordnung oder Aufrechterhaltung von Abschiebungshaft nicht 
entgegen. Befindet sich der Ausländer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 nach 
§ 15 Absatz 6 des Aufenthaltsgesetzes oder nach § 62b des Aufenthaltsgesetzes im 
Transitbereich eines Flughafens oder einer Unterkunft, steht die Asylantragstellung der 
Aufrechterhaltung oder weiteren Anordnung der Maßnahme nicht entgegen. Dem Ausländer 
ist unverzüglich Gelegenheit zu geben, mit einem Rechtsbeistand seiner Wahl Verbindung 
aufzunehmen, es sei denn, er hat sich selbst vorher anwaltlichen Beistands versichert. Die 
Abschiebungshaft endet mit der Zustellung der Entscheidung des Bundesamtes, spätestens 
jedoch vier Wochen nach Eingang des Asylantrags beim Bundesamt, es sei denn, es wurde auf 
Grund von Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen 
Vertrages über die Zuständigkeit für die Durchführung von Asylverfahren ein Auf- oder 
Wiederaufnahmeersuchen an einen anderen Staat gerichtet oder der Asylantrag wurde als 
unzulässig nach § 29 Abs. 1 Nummer 4 oder als offensichtlich unbegründet abgelehnt. 

 

§ 15a Auswertung von Datenträgern 

(1) Die Auswertung von Datenträgern ist nur zulässig, soweit dies für die Feststellung der Identität 
und Staatsangehörigkeit des Ausländers nach § 15 Absatz 2 Nummer 6 oder der Feststellung 
und Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in einen anderen Staat, 
einschließlich der Beschaffung von Reisedokumenten und der Ermittlung des Reisewegs, 



erforderlich ist und der Zweck der Maßnahme nicht durch mildere Mittel erreicht werden kann.  
§ 48 Absatz 3a Satz 2 bis 8 und § 48a des Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend. 
(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen obliegen im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeit dem Bundesamt, den mit der Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
beauftragten Behörden, den Ausländerbehörden und den Aufnahmeeinrichtungen. Nach 
Absatz 1 erhobene Daten dürfen zur Durchsetzung der Ausreisepflicht genutzt werden, 
insbesondere zur Beschaffung von Reisedokumenten und der Ermittlung des Reisewegs. 
Die Daten sind den mit dieser Aufgabe betrauten Behörden zur Verfügung zu stellen.  
(2) Für die in Absatz 1 genannten Maßnahmen ist das Bundesamt zuständig. 

 

§ 85 Sonstige Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. entgegen § 50 Abs. 6, auch in Verbindung mit § 71a Abs. 2 Satz 1, sich nicht 
unverzüglich zu der angegebenen Stelle begibt, 
2. wiederholt einer Aufenthaltsbeschränkung nach § 56 oder § 59b Absatz 1, jeweils auch 
in Verbindung mit § 71a Abs. 3, zuwiderhandelt, 
3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 60 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 71a 
Abs. 3, nicht rechtzeitig nachkommt oder , 
4. entgegen § 61 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 71a Abs. 3, eine Erwerbstätigkeit ausübt 
. oder 
5. entgegen § 15 Absatz 2 Nummer 1 oder § 73 Absatz 4 eine Angabe nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig macht, soweit nicht die Tat in Absatz 2 mit Strafe 
bedroht ist. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. im Asylverfahren oder bei einer Streitigkeit nach diesem Gesetz unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht oder benutzt, um die Anerkennung als 
Asylberechtigter, die Zuerkennung internationalen Schutzes im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer 2 oder die Feststellung der Voraussetzungen des § 60 Absatz 
5 oder 7 des Aufenthaltsgesetzes zu ermöglichen oder deren Widerruf oder 
Rücknahme abzuwenden oder 

2. sich zur Täuschung im Rechtsverkehr wissentlich auf eine durch unrichtige oder 
unvollständige Angaben erlangte Anerkennung als Asylberechtigter, 
Zuerkennung internationalen Schutzes oder Feststellung der Voraussetzungen 
des § 60 Absatz 5 oder 7 des Aufenthaltsgesetzes beruft. 

 
 

 

Art. 5 RE Änderungen im AsylbLG 

§ 1a Anspruchseinschränkung 

(1) – (2) unverändert 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Leistungsberechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 und 5, bei 
denen aus von ihnen selbst zu vertretenden oder ihnen nach § 60b Absatz 2 des 
Aufenthaltsgesetz zuzurechnenden Gründen aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht 
vollzogen werden können oder die die Passbeschaffungspflicht nach § 3 Absatz 1 Satz 2 des 
Aufenthaltsgesetzes nicht erfüllen. Für sie endet der Anspruch auf Leistungen nach den §§ 2, 3 
und 6 mit dem auf die Vollziehbarkeit einer Abschiebungsandrohung oder Vollziehbarkeit einer 
Abschiebungsanordnung folgenden Tag. Für Leistungsberechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 6, 



soweit es sich um Familienangehörige der in Satz 1 genannten Personen handelt, gilt Absatz 1 
entsprechend. 
 

Rest unverändert 

 

Art. 6 RE Änderungen im VwGO 

§ 50 Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts in erster Instanz 
(1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug  

1. über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art zwischen dem 
Bund und den Ländern und zwischen verschiedenen Ländern, 
2. über Klagen gegen die vom Bundesminister des Innern nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 des 
Vereinsgesetzes ausgesprochenen Vereinsverbote und nach § 8 Abs. 2 Satz 1 des 
Vereinsgesetzes erlassenen Verfügungen, 
3. über Streitigkeiten gegen Abschiebungsanordnungen nach § 58a des 
Aufenthaltsgesetzes und ihre Vollziehung sowie den Erlass eines Einreise- und 
Aufenthaltsverbots auf dieser Grundlage, 
4. über Klagen, denen Vorgänge im Geschäftsbereich des Bundesnachrichtendienstes 
zugrunde liegen, 
5. über Klagen gegen Maßnahmen und Entscheidungen nach § 44a des 
Abgeordnetengesetzes, nach den Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen 
Bundestages, nach § 6b des Bundesministergesetzes und nach § 7 des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre in Verbindung mit § 6b des 
Bundesministergesetzes, 
6. über sämtliche Streitigkeiten, die Planfeststellungsverfahren und 
Plangenehmigungsverfahren für Vorhaben betreffen, die in dem Allgemeinen 
Eisenbahngesetz, dem Bundesfernstraßengesetz, dem Bundeswasserstraßengesetz, dem 
Energieleitungsausbaugesetz, dem Bundesbedarfsplangesetz oder dem 
Magnetschwebebahnplanungsgesetz bezeichnet sind. 

(2) (weggefallen) 
(3) Hält das Bundesverwaltungsgericht nach Absatz 1 Nr. 1 eine Streitigkeit für 
verfassungsrechtlich, so legt es die Sache dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vor. 
 
 

Art. 7 RE Änderungen im StPO 

§ 456a Absehen von Vollstreckung bei Auslieferung, Überstellung oder 
Ausweisung 
(1) Die Vollstreckungsbehörde kann von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer 
Ersatzfreiheitsstrafe oder einer Maßregel der Besserung und Sicherung absehen, wenn der 
Verurteilte wegen einer anderen Tat einer ausländischen Regierung ausgeliefert, an einen 
internationalen Strafgerichtshof überstellt oder wenn er aus dem Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes ausgewiesen, abgeschoben, zurückgeschoben oder zurückgewiesen wird. 

(2) unverändert 


